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1. INTERNATIONALE FINANZBEZIEHUNGEN* 
A UCH m JAHRE 1999 blieben die Finanzkrise und die Verstärkung der inter-nationalen Finanzordnung die herausragenden Diskussionsthemen. Die verheerenden wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen führten zur ver-
stärkten Einsicht, dass der Armutsbekämpfung eine weit grössere Bedeutung als 
in der Vergangenheit zukommen müsse. Diese Erkenntnis führte auch zu einer 
grösseren Bereitschaft der grossen Industrieländer, die Schuldenprobleme der 
ärmsten Länder tatkräftiger einer Lösung entgegenzuführen. Die gemachten 
Versprechen müssen nun allerdings noch realisiert werden. 
1.1 . F I N A N Z F L Ü S S E I N E N T W I C K L U N G S - U N D T R A N S I T I O N S L Ä N D E R 
Die gesamten Finanzflüsse in die Entwicklungs- und Transitionslànder waren 
1998 dramatisch gesunken und verharrten 1999 auf tiefem Niveau. Dies belegen 
die Statistiken und Voraussagen der zuständigen internationalen Organisationen. 
Stark rückläufig waren insgesamt die privaten Finanzflüsse. Bei den öffentli-
chen Leistungen stellte die OECD erstmals seit längerem wieder eine leicht stei-
gende Tendenz fest. Demgegenüber beklagt die Weltbank nach wie vor einen 
Rückgang der öffentlichen konzessionären Leistungen. 
Die OECD veranschlagt das Ausmass der gesamten Finanzfliisse in die Entwick-
lungs- und Transitionsländer im Jahre 1998 noch auf 181 Milliarden Dollar1. Das 
ist weniger als die Hälfte dessen, was im Jahr 1996 vom Norden in den Süden und 
Osten floss. Dieser Rückgang ist gemäss OECD ausschliesslich auf den starken 
Rückgang der privaten Kapitalflüsse zurückzuführen. Die öffentlichen Finanzlei-
stungen blieben gegenüber dem Vorjahr praktisch konstant (vgl. Tabelle 1). 
Die OECD trennt nun auch in ihren Statistiken neu zwischen Empfängerländern Teil I und II. In Teil I fallt 
die öffentliche Entwicklungshilfe (ODA) an die Entwicklungsländer. Teil II umfasst die öffentliche Hilfe 
(OA) an die Übergangsländer Mi t te l - und Osteuropas und die an die neuen unabhängigen Staaten der 
ehemaligen Sowjetunion sowie an die fortgeschrittenen Entwicklungsländer. Unter die letzteren fallen 
Länder wie Bahamas, Bermudas, Taiwan, Hongkong, Singapur, Zypern, Israel, Kuwait etc.*. 
* Vgl. dazu Glossar entwicklungspolit ischer Schlüsselbegriffe und Konzepte, in : OECD. Entwicklungszusammenarbeit. Politik und Lei-
stungen der Mitgl ieder des Ausschusses für Entwicklungshilfe. Bericht 1998. Ausgabe 1999. OECD 1999, S. 127ff. sowie DAC-Liste 
der ODA/OA-Empfänger, S. A80. 
Auch die Weltbank weist in ihrem Bericht Global Development Finance (GDF) 
1999 einen deutlichen Ruckgang der langfristigen Finanzflüsse aus: 1998 flos-
sen noch 275 Milliarden Dollar in die Entwicklungs- und Transitionsländer, 
* Von Bruno Gurtner, Ökonom, Bern. bei der Arbeitsgemeinschaft Swissaid/Fastenopfer/Brot für alle/Helvetas/Cari-
tas zuständig für den Bereich Internationale Finanzbeziehungen. 
1. OECD, News Release. Financial Flows to Developing Countries in 1998: Rise in Aid; Sharp Fall in Private Flows, 
Paris, 10. Juni 1999. Die ausgewiesenen Zahlen differieren zum Vorjahr, weil sowohl in der Liste der Empfänger-
wie der Geberstaaten Änderungen zu verzeichnen sind. 
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gegenüber 338 Milliarden ein Jahr zuvor2. Erheblich sanken gemäss Weltbank 
die privaten Kapitalflusse, während der Zustrom aller öffentlichen Gelder 
gemäss Weltbank zwar anstieg, aber ausschliesslich auf nichtkonzessionäre Mit-
tel zurückzuführen ist. 
Diese Entwicklung wird durch die Statistiken des Internationalen Währungs-
fonds (IWF), der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ) sowie des 
Think Tank der internationalen Geschäftsbanken, dem Institute of International 
Finance (IIF) bestätigt. Die UNCTAD ihrerseits widmet dem Kapitalfluss in die 
Entwicklungsländer in ihrem jährlichen Trade and Development Report 1999 
einen längeren Abschnitt. Neben einer Analyse der längerfristigen Entwicklung 
der Kapitalströme setzt sich die UNCTAD auch mit der Definition und der 
unterschiedlichen statistischen Behandlung der verschiedenen Typen von Kapi-
talflüssen auseinander.3 
f JSDW 1997, zu den unterschiedlichen Datenerhebungen in OECD, Weltbank, IWF, UNCTAD und BIZ, Kasten 
S. 13/14 4 . 
• Leichte Steigerung der öffentlichen Entwicklungshilfe 
Die öffentliche Entwicklungshilfe ihrer Mitgliedsländer stieg gemäss OECD im 
Jahre 1998 erstmals seit längerem wieder um 3,2 Milliarden Dollar (real 8,9%) 
auf 51,5 Milliarden (provisorische Zahlen). Ob damit eine dauerhafte Trendum-
kehr erfolgt, bleibt allerdings zweifelhaft. Die OECD führte die Steigerung vor 
allem auf fällige Beitragsleistungen einzelner Länder an multilaterale Finanzie-
rungsinstitutionen im Berichtsjahr sowie als Ausdruck von Zusatzleistungen im 
Hinblick auf die Finanzkrise zurück. 14 von 21 Ländern wiesen Erhöhungen 
auf, darunter vor allem Japan, die USA, Italien und Grossbritannien. 
Die Schweiz verzeichnete gemäss OECD 1998 hingegen erneut einen leichten 
Ruckgang von 911 auf 888 Millionen Dollar und sank damit auf einen Anteil 
von 0,33 % am Bruttosozialprodukt. 
a JSDW 2000, Kapitel 7. Abschnitt 7.1. 
Die Weltbank ihrerseits wies für 1998 aufgrund vorläufiger Zahlen nach wie vor 
einen leichten Ruckgang der konzessionären Entwicklungshilfe auf 32,7 Milli-
arden Dollar aus5. 1997 waren noch 33,4 Milliarden und 1996 gar noch 40,1 
Milliarden Dollar geflossen. Dieser Abwärtstrend erfolgte (trotz einiger positi-
ven Ereignisse wie der Wiederaufstockung von IDA und den Fortschritten bei 
der HIPC-Schuldeninitiative) ironischerweise zu einem Zeitpunkt, in dem dank 
Fortschritten bei politischen Reformen die Bedingungen für eine erhöhte Effek-
tivität der Hilfe stark verbessert wurden. Das ist um so bedauerlicher, als die 
Armutsbekämpfung in Ländern mit guten Reformanstrengungen erfolgreicher 
ist als in Ländern mit schwachen Reformen. 
£ • JSDW 2000, 1.4.2, Weltbank, Wirksamkeit der Hilfe. 
Deutlich gestiegen sind 1998 wegen der Asienkrise hingegen die nichtkonzes-
sionären Zahlungen, nämlich von 5,7 Milliarden auf 15,2 Milliarden Dollar. 
2. The World Bank, Global Development Finance 1999 (GDF), Tabelle 1.6, S. 14. 
3. UNCTAD, Trade and Development Report 1999, New York und Genf 1999, insbesondere Kap. V. S. 99ff. 
4. Sowie GDF 1999, S. 58ff. 
5. The World Bank, Global Development Finance, aaO. S. 69ff. 
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1996 hatten die Entwicklungs- und Transitionsländer noch mehr zurückbezahlt, 
als sie erhalten hatten. Es handelt sich dabei grösstenteils um Mittel aus multila-
teralen Institutionen. 
Die Weltbank erwartet insgesamt keine Umkehr des Trends der rückläufigen 
öffentlichen Hilfe. Zwar sieht sie höhere öffentliche Leistungen voraus bei 
Grossbritannien, Irland, den Niederlanden und Schweden. Doch insgesamt führt 
der anhaltende Druck auf die Fiskalpolitik in den einzelnen Geberländern auch 
zu einer weiteren Reduktion der Entwicklungshilfe. Ebenso stellt die Weltbank 
einen Trend zu verstärkter Nothilfe zulasten der langfristigen Aufbauhilfe fest. 
• Erneuter Ruckgang der privaten Kapitalflusse 
Nicht unerwartet verstärkte sich als Folge der Finanzkrise die Verminderung der 
privaten Kapitalflusse gegenüber dem Vorjahr. Die Banken reduzierten ihre 
Ausleihungen. Insbesondere kurzfristige Bankkredite wurden massiv abgezo-
gen. Institutionelle Investoren verabschiedeten sich von den Börsen, Bondanlei-
hen von aufstrebenden Ländern waren weniger erfolgreich. Einzig ausländische 
Direktinvestitionen waren insgesamt nicht rückläufig. 
LJ J S D W 1998, zu den unterschiedlichen Formen privater Kapitalflusse vgl. S. 140, Kasten «Private Kapitalflusse». 
Laut OECD flossen 1998 nach provisorischen Zahlen nur noch 100 Milliarden 
Dollar in die Entwicklungs- und Transitionsländer, ein Drittel des Betrages im 
Jahre 1996. Negativ waren die Bankausleihungen (vgl. Tabelle l) 6. 
Die ärmsten Länder, stellt die OECD in ihrer Pressemitteilung fest, sind von der 
Volatilität der privaten Kapitalflusse weniger stark betroffen. 1997 erhielten die 
48 ärmsten Länder nur rund 1 Milliarde Dollar privater Finanzen. Die öffentli-
chen Leistungen an diese Länder betrugen demgegenüber fast 14 Milliarden 
Dollar. 
Ein ähnliches Bild hinsichtlich der privaten Kapitalflusse zeichnet die Welt-
bank. Der von ihr bereits vor Jahresfrist prognostizierte Ruckgang ist eingetrof-
fen. Alle Formen privater Kapitalflusse waren 1998 geringer als ein Jahr zuvor, 
ebenfalls die ausländischen Direktinvestitionen, wenn auch in geringerem Aus-
mass7. Die ausländischen Direktinvestitionen beliefen sich nach Weltbank 1998 
noch auf 155 Milliarden Dollar (Vorjahr 163 Mrd. $). Bankkredite, Bondanlei-
hen und Portfolioinvestitionen hingegen waren 1998 nur noch halb so hoch wie 
in den beiden vorausgegangenen Jahren. 
Die Weltbank macht zudem darauf aufmerksam, dass diese Statistiken nur ein 
beschränktes Bild über die finanziellen Transaktionen zwischen Entwicklungs-
und Transitionsländern und dem Rest der Welt vermitteln. Kapitalabflüsse wur-
den eine immer wichtigere Rolle spielen, seien allerdings statistisch schwer zu 
erfassen. Eine Annäherung könne über die Zahlungsbilanzen erreicht werden. 
Danach müssten (unter Einschluss von Fehlern und Auslassungen) 1997 rund 
250 Milliarden und 1998 über 180 Milliarden Dollar Kapital aus den Entwick-
lungsländern hinausgeflossen sein8. 
6. OECD. News Release, 10. Juni, 1999, aaO. 
7. The World Bank. Global Development Finance, aaO. Tabelle 2.1, S. 24 und ff. 
8. The World Bank, Global Development Finance, aaO. S. 24-27 , Box 2.1 und Tabelle 2.2. 
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T a b e l l e 1 : N e t t o k a p i t a l s t r ö m e i n d i e E n t w i c k l u n g s - u n d T r a n s i t i o n s l ä n d e r 
( i n M r d . S z u l a u f e n d e n P r e i s e n ) 
1 9 9 6 1 9 9 7 1 9 9 8 
I . Ö f f e n t l i c h e E n t w i c k l u n g s f i n a n z i e r u n g 7 9 . 1 7 7 . 4 7 7 . 0 
1 . S t a a t l i c h e E n t w i c k l u n g s h i l f e * 5 7 . 9 4 9 . 8 5 0 . 6 
d a v o n : B i l a t e r a l 3 9 . 1 3 2 . 3 3 5 . 0 
Multilateral 1 8 . 9 1 7 . 5 1 5 . 6 
2 . Ö f f e n t l i c h e H i l f e * * 5 . 6 5 . 6 5 . 4 
d a v o n : Bilateral 4 . 0 4 . 0 4 . 0 
Multilateral 1 . 6 1 . 6 1 . 4 
3 . A n d e r e ö f f e n t l i c h e M i t t e l 1 2 . 6 2 2 . 0 2 1 . 0 
d a v o n : Bilateral 6 . 1 5 . 9 5 . 0 
Multilateral 6 . 5 1 6 . 0 1 6 . 0 
I I . E x p o r t k r e d i t e 4 . 0 4 . 8 4 . 0 
I I I . P r i v a t e F i n a n z s t r ö m e 2 9 1 . 4 2 4 2 . 5 1 0 0 . 2 
1 . D i r e k t i n v e s t i t i o n e n 6 9 . 5 1 0 4 . 1 1 1 1 . 0 
2 . I n t e r n a t i o n a l e B a n k a u s l e i h e n 8 6 . 0 1 2 0 - 6 5 . 0 
d a v o n : K u r z f r i s t i g 4 0 . 0 1 2 . 0 - 7 0 . 0 
3 . B o n d a n l e i h e n 9 6 . 6 8 3 . 2 3 7 . 0 
4 . A n d e r e ( e i n s c h l i e s s l i c h P o r t f o l i o ) 3 3 . 8 3 7 . 9 1 2 . 0 
5 . L e i s t u n g e n v o n N R O s 5 . 6 5 . 2 5 . 2 
T o t a l N e t t o - Z u f l ü s s e 3 7 1 . 6 3 2 4 . 7 1 8 1 . 2 
Q u e l l e : O E C D N e w s R e l e a s e , 10. J u n i 1 9 9 9 . 
* Z u s c h ü s s e u n d D a r l e h e n a n E n t w i c k l u n g s l ä n d e r . 
* * L e i s t u n g e n a n d i e Ü b e r g a n g s l ä n d e r . 
p p r o v i s o r i s c h e A n g a b e n . 
Schliesslich weist die Weltbank noch darauf hin, dass gemäss ihren Zahlen und 
im Gegensatz zur Ansicht der OECD durch die Finanzkrise auch die privaten 
Kapitalflusse in die ärmeren Länder beeinträchtigt worden seien9. Privatkapital-
flüsse in die ärmeren Länder erhöhten sich von 3,5 Milliarden Dollar im Jahre 
1990 auf 17 Milliarden im Jahre 1997, fielen aber 1998 auf 15,2 Milliarden 
zurück. 
Einen geringfügigen Ruckgang der ausländischen Direktinvestitionen in die 
Entwicklungsländer weist auch der IWF in seinem Kapitalmarktbericht 1999 
aus1 0. Nur noch knapp halb so gross wie im Vorjahr waren die Portfolioinvesti-
tionen, während der Posten «Bankkredite und Anderes» ein Rückfluss von über 
100 Milliarden Dollar in den Statistiken des IWF erscheint. 
Die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ) bestätigte für 1998 das 
Bild der stark rückläufigen privaten Kapitalströme, sah aber in den Quartalsbe-
richten für das erste und zweite Quartal 1999 Anzeichen der Erholung und der 
Ruckkehr zu einer gewissen Stabilität". Das betrifft allerdings vor allem das 
weltweite Gesamtvolumen an Bankkrediten und Bondanleihen. Von den vor der 
Finanzkrise am meisten gebeutelten Wirtschaften vermochte nur Südkorea 
einen umfangreichen Nettozufluss zu verzeichnen. 
t U JSDW 1999, S. 103/4. BIZ-Statistiken zum internationalen Bankgeschäft. 
9. The World Bank, Global Development Finance, aaO. S. 37ff. 
10. IMF, International Capital Markets. Development, Prospects and Key Policy Issues. Washington September 1999 
(siehe auch http://www.imf.org/external/pubs/ft/icm/1999). 
11. Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ), 69. Jahresbericht (1.4.98-31.3.1999), Basel, 7.6.99, sowie die 
jeweiligen Quartalsberichte. 
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Das Institute of International Finance (IIF), Think Tank von über 300 internatio-
nalen Banken, kommt zu den gleichen Schlüssen. Die privaten Kapitalflusse 
haben sich 1998 auf 136 Milliarden Dollar gegenüber dem Vorjahr praktisch 
halbiert. Für 1999 sagt das IIF einen praktisch gleich hohen Zufluss voraus und 
erwartet für das Jahr 2000 eine leichte Zunahme auf 155 Milliarden Dollar12. 
• Die Auswirkungen der Finanzkrise 
Gegen Ende 1998 beruhigten sich die internationalen Finanzmärkte etwas, doch 
ausgestanden war damit die Finanzkrise noch nicht. Alle von der Finanzkrise 
betroffenen Länder müssten 1998 z.T. beträchtliche Rezessionen mit all ihren ver-
heerenden sozialen Folgen hinnehmen. Ende 1999 konnten die meisten Krisenlän-
der ihre Wachstumsaussichten nach oben revidieren. Für die asiatischen Länder 
erwartete der IWF (jedoch mit Ausnahme von Indonesien) für 1999 positive 
Wachstumsraten13. Der Aufschwung sei allerdings noch fragil, warnte der IMF In 
Brasilien sei der Abschwung geringer ausgefallen als ursprünglich erwartet. Hin-
gegen sind die Schwierigkeiten grösser in Argentinien, Venezuela, Kolumbien und 
Ecuador, wo eine Zahlungsunfähigkeit unmittelbar bevorsteht. Die Krise in Russ-
land, die als eigentlicher Auslöser auch der Krise in Brasilien gilt, sei nicht lösbar 
ohne klare politische Entscheide. IWF und Weltbank müssten sich harte Fragen 
gefallen lassen wegen korrupter Verwendung der überbrückungs- und Aufbau-
hilfe der Bretton-Woods-Institutionen. Eine missbräuchliche Verwendung der 
Mittel sei jedoch nicht nachgewiesen, erklären IWF und Weltbank. 
Die drastische Erhöhung der Arbeitslosigkeit, die Verschlechterung der allge-
meinen Lebenssituation und die Zunahme der Armut in den von der Finanzkrise 
betroffenen Ländern belebten die sehr kontroverse Debatte um die wirtschafts-
politische Stossrichtung des IWF. Dazu sind Unmengen von Schriften publiziert 
worden mit Pros und Kontras der eingeschlagenen Politik von IWF und von den 
einzelnen Regierungen14. 
Auch Vertreter der Weltbank übten Kritik am IWF und seiner wirtschaftspoliti-
schen Stossrichtung. Einer der hartnäckigsten Kritiker war der Weltbank-Chef-
ökonom Joe Stiglitz, der Ende 1999 seinen Abgang von der Weltbank und die 
Ruckkehr in die akademische Welt ankündigte. 
Einigkeit herrscht insofern, als das Verteidigen von festen Wechselkursen, die 
nicht mehr den realen Austauschverhältnissen entsprechen, nicht aufrechtzuer-
halten ist. Umstritten ist aber, ob das Vertrauen der internationalen Finanz-
märkte rasch wieder herstellbar ist mit der vom IWF verfolgten restriktiven 
Politik (hohe Zinsen, restriktive Fiskalpolitik). Kritiker wie Paul Krugman 
monieren, dass damit die Rezession überhaupt verursacht worden sei. Zudem ist 
es nach Ansicht insbesondere asiatischer Fachleute fragwürdig, ausgerechnet in 
Krisenzeiten namhafte strukturelle Ànderungen durchsetzen zu wollen. Die 
Konjunktur müsse vielmehr mit tiefen Zinsen angekurbelt werden. Das daraus 
resultierende Wachstum erhöhe dann wieder den Kapitalzustrom. Kritisch 
12. Institute of International Finance, Inc., Capital Flows to Emerging Market Economies, Washington, 25. September 
1999, http ://www.iif.com/. 
13. IMF, World Economic Outlook, Washington, Oktober 1999. 
14. Für eine IWF-Darstellung vgl. IMF, The IMF's Response to the Asian Crisis, 17. Januar 1999, Washington (http:// 
www.imf.org/external/np/exr/facts/asia.htm). 
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wurde auch die Hochzinspolitik Brasiliens beurteilt. Infolge der hohen öffentli-
chen Schulden mit zumeist flexiblen Zinssätzen erhöhe dies das Budgetdefizit 
und würge das Wachstum ab. 
Die Finanzkrise mit ihren sozialen Auswirkungen halfen jedoch auch mit, dass 
der IWF in seiner Politikgestaltung stärker denn je soziale Aspekte mitberück-
sichtigen muss. Die Verteidigung der Sozialausgaben und die Verbesserung 
ihrer Qualität ist stärker in den Blickpunkt des IWF gerückt15. Das hat sicherlich 
auch dazu beigetragen, dass der IWF bei der MPC-Initiative die verstärkte Bin-
dung von Entschuldung mit Armutsreduktion mitträgt. 
Schliesslich löste die Finanzkrise eine lebhafte Debatte um die «Stärkung der 
Architektur der internationalen Finanzordnung » aus. Der Elan zu deren Umset-
zung scheint allerdings bereits stark abgeflacht. 
• Die neue internationale Finanzordnung 
Die Literatur über die Vorschläge und deren Beurteilungen für die Stärkung der 
internationalen Finanzordnung ist ins Immense und Unübersichtliche gewach-
sen. Der IWF geht in seinen Vorschlägen von folgender Gliederung aus1 6 : 
• Forderung der Transparenz und Verantwortlichkeit, Anwendung internatio-
nal vereinbarter Standards und Kodices guten Verhaltens. 
• Stärkung des Finanzsystems durch bessere Überwachung. 
• Geordnete Liberalisierung der Kapitalmärkte. 
• Einbindung des privaten Sektors in Krisenprävention und Krisenbewältigung. 
• Dotierung des IWF mit genügend finanziellen Mitteln für allfällige Inter-
ventionen. 
Hinsichtlich Transparenz, Standards und Überwachung ging der IWF selber mit 
gutem Beispiel voran und veröffentlicht teils gegen Widerstand einzelner Län-
der vermehrt Dokumente. Die IWF-Website kann als vorzüglich bezeichnet 
werden. Mitgliedsländer werden angehalten, Daten zu veröffentlichen und gute 
Praktiken gemäss international erarbeiteten Standards anzuwenden. Spannungen 
ergeben sich dabei zwischen Bewahrung der Souveränität und der Übernahme 
internationaler Regeln. 
Das Finanzsystem kann mittels ausgebauter Überwachung gestärkt werden. Der 
IWF arbeitet stark mit der BIZ und dem Basler Komitee zusammen. Zudem 
wurde das Financial Stability Forum gegründet, dem allerdings weder die 
Schweiz noch andere kleinere europäische Staaten angehören. 
Die Kapitalverkehrsliberalisierung will der IWF weiterverfolgen und zu gege-
bener Zeit seine Statuten entsprechend ändern. Allerdings soll die Liberalisie-
rung « geordnet » erfolgen, d.h. sie soll nur in einem guten makroökonomischen 
Umfeld vollzogen sein, in abgestimmten zeitlichen Schritten. Dieses Vorhaben 
ist umstritten, weil die Finanzkrise in den Augen vieler erst überhaupt mit der 
Deregulierung ermöglicht worden war. 
15. IMF, Managing Social Dimension of Economic Crisis: Good Practices in Social Policy in IMF-Supported Programs 
http://www. imf.org/external/np/hipc/hipc.htm. 
16. IMF, Annual Report 1999, aaO, S. 42ff. 
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Schwierig zu verwirklichen ist die Einbindung des privaten Sektors. Der IWF 
unterstützt die Länder im Bestreben, im Interbankengeschäft in Krisenfällen 
abrufbare Kreditlinien aufzubauen oder Schuldendienstversicherungen abzu-
schliessen. Anleihensgläubiger sollen Klauseln in ihre Verträge aufnehmen, die 
eine kollektive Umschuldung erleichtern wurden. Die Kapitaldeckungsvor-
schriften für Finanzinstitutionen sollen überarbeitet werden. Konzertierte 
Umschuldungen sollen erleichtert werden. Und schliesslich wird die Idee disku-
tiert, ein Klagemoratorium für zahlungsunfähige Staaten einzurichten. Der pri-
vate Finanzsektor leistet heftigen Widerstand und will nur auf freiwilliger Basis 
und von Fall zu Fall Hand bieten für Lösungen. 
Schliesslich soll der IWF mit genügend Mitteln versehen werden, um in Krisen-
fallen adäquat intervenieren zu können. Er soll auch die Wechselkurspolitik 
überprüfen. 
Allen Vorschlägen ist gemeinsam, dass sie nur langsam (wenn überhaupt) reali-
siert werden. Der Fortschrittseifer scheint bereits am Erlahmen zu sein. 
Der Bundesrat hat Ende März ein Aussprachepapier über die Internationale 
Finanzarchitektur und die schweizerische Politik im IWF verabschiedet und 
danach am 29. März 1999 zehn Grundsätze der schweizerischen Politik im IWF 
veröffentlicht17. Diese Grundsätze waren jedoch weder zwischen den betroffe-
nen Departementen noch in der öffentlichen Diskussion nicht unumstritten. Der 
Bundesrat beauftragte deshalb gleichzeitig die betroffenen Departemente, ein 
neues, umfassenderes Papier zu verfassen. 
Dieser neue Bericht wurde am 8. Oktober 1999 nach der Jahrestagung von IWF 
und Weltbank veröffentlicht18. Das Papier beschreibt die jüngste Finanzkrise 
und ihre Bewältigung und umreisst die im IWF diskutierten Reformvorschläge. 
Jedem Abschnitt ist die Position der Schweiz angefügt. Grundsätzlich Neues 
bietet dieser Bericht nicht. Die Schweiz unterstützt die Bemühungen um verbes-
serte Transparenz und die Einhaltung von internationalen Standards. Die 
Finanzsysteme müssen gemäss Bundesrat sowohl in den Industrie- wie in den 
Entwicklungsländern verstärkt werden. Auch wenn es schwierig sei, müsse der 
private Sektor zur Bewältigung und zur Verhinderung von Krisen beitragen. 
Und trotz bestehender Risiken hält der Bundesrat grundsätzlich an der Kapital-
verkehrsliberalisierung fest. Die sozialen Kosten von Finanzkrisen sollen mini-
miert werden. Und der IWF bedarf gewisser institutioneller Verbesserungen. 
Die Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke kritisierte, die Position des Bundesrates 
sei ungenügend und trage zur Verhinderung künftiger Finanzkrisen wenig bei. 
Sie plädierte für Einschränkung und Kontrolle insbesondere der schädlichen 
kurzfristigen Kapitalströme19. 
17. Eidg. Finanzdepartement, Grundsätze der schweizerischen Politik im IWF, 29. März 1999, erhältlich im EFD, 3003 
Bern (oder http ://www.efd.admin.ch). 
18. Das internationale Finanzsystem und die Position der Schweiz. Bericht des Bundesrates vom 4. Oktober 1999 
(http:www.efd.admin.ch/dok/publik/ausspr_d.pdf). Vgl. auch Pressemitteilung EFD vom 8. Oktober 1999 (http:// 
www.efd.admin.ch/dok/presse/mml099/finanzarch.htm). Eine gute Übersicht bietet auch Giorgio Dhima. «Stärkere 
Finanzarchitektur. Die jüngsten Finanzkrisen als Auslöser für eine Verstärkung des internationalen Finanzsystems ». 
in : Wirtschaftspolitik, Nr. 11/1999, Bern, S. 44ff. 
19. Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke, Kurzfristige Kapitalströme müssen reguliert und reduziert werden, Mitteilung 
an die Medien, Bern 8. Oktober 1999. Siehe auch Bruno Gurtner, «Lückenhafte Reform der globalen Finanzord-
nung », Neue Zürcher Zeitung, 23. September 1999. 
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1.2. A U S S E N V E R S C H U L D U N G 
Die Finanzkrise verdrängte zumindest zeitweise die Schuldenkrise der ärmsten 
Länder von den Schlagzeilen der internationalen Medien. Aber wohl nicht 
zuletzt dank der hartnäckigen Arbeit der weltweit aktiven Bewegung Jubilee 
2000 und weitern Organisationen kehrte dieses Thema auf die Agenden zurück. 
Die G-7-Länder waren zu weiteren Konzessionen bereit. Und IWF/Weltbank 
erarbeiteten ein bedeutsames und gemeinsames Konzept für die Entschuldung 
und dessen Verbindung mit der Armutsreduktion. 
• Trends 
Die gesamten Schulden der Entwicklungs- und Transitionsländer erhöhten sich 
gemäss provisorischen Zahlen der Weltbank20 auf 2465 Milliarden Dollar. 
Davon sind 1958 Milliarden langfristige Schulden. Provisorische Zahlen für 
1998 weisen darauf hin, dass sich die Schuldenindikatoren tendenziell gegenü-
ber den Vorjahren wieder etwas verschlechterten (vgl. Tabellen. 2 und 3). 
T a b e l l e 2 : D i e G e s a m t v e r s c h u l d u n g d e r E n t w i c k l u n g s - u n d T r a n s i t i o n s l ä n d e r ( i n M r d . S ) 
1 9 8 0 1 9 9 0 1 9 9 7 1 9 9 8 p 
L a n g f r i s t i g e V e r s c h u l d u n g 4 5 2 1 1 8 1 1 7 8 3 1 9 5 8 
- ö f f e n t l i c h u n d ö f f e n t l i c h g a r a n t i e r t 3 8 1 1 1 1 6 1 4 2 0 1 6 3 7 
M u l t i l a t e r a l 1 7 8 6 0 5 7 9 4 8 3 8 
B i l a t e r a l 4 9 2 0 8 2 9 0 3 1 8 
p r i v a t e , ö f f e n t l i c h g a r a n t i e r t 1 2 9 3 9 7 5 0 5 5 2 0 
- p r i v a t e n i c h t g a r a n t i e r t 7 1 6 6 3 6 3 3 2 0 
- I W F K r e d i t e 1 2 3 5 7 1 9 6 
K u r z f r i s t i g e K r e d i t e 1 4 6 2 5 7 4 6 3 4 1 2 
G e s a m t v e r s c h u l d u n g 6 0 9 1 4 7 3 2 3 1 7 2 4 6 5 
Q u e l l e : T h e W o r l d B a n k , G l o b a l D e v e l o p m e n t F i n a n c e 1 9 9 9 V o l I, S . 1 8 8 / 9 . 
p p r o v i s o r i s c h e Z a h l e n . 
T a b e l l e 3 : S c h u l d e n i n d i k a t o r e n 1 9 9 7 / 9 8 
L ä n d e r g r u p p e D/EX* D/EX D/EX DS/EX* DS/EX DS/EX 
( i n P r o z e n t e n ) 1 9 9 6 1 9 9 7 1 9 9 8 1 9 9 6 1 9 9 7 1 9 9 8 
A l l e L ä n d e r 1 3 3 . 4 . 1 2 9 . 0 1 4 6 . 2 1 6 . 6 1 7 . 0 1 7 . 6 
- H o c h v e r s c h u l d e t , E i n k o m m e n t i e f 3 5 8 . 6 3 2 1 . 8 1 5 . 7 1 3 . 2 
- H o c h v e r s c h u l d e t , E i n k . m i t t e l 2 9 7 . 1 2 9 0 . 8 3 6 . 8 4 2 . 2 
- M ä s s i g v e r s c h u l d e t , E i n k . t i e f 2 0 3 . 5 1 9 4 . 7 2 1 . 6 2 0 . 3 
- M ä s s i g v e r s c h u l d e t , E i n k . m i t t e l 1 1 4 . 0 1 1 2 . 8 1 7 . 4 1 6 . 6 
- A n d e r e 8 6 . 9 8 3 . 8 1 1 . 8 1 1 . 8 
R e g i o n 
- S u b - S a h a r a A f r i k a 2 1 5 . 4 2 0 1 . 7 2 3 2 . 1 1 4 . 2 1 2 . 8 1 4 . 9 
- O s t a s i e n , P a z i f i k 9 7 . 2 9 4 . 9 1 0 7 . 4 1 2 . 3 1 1 . 3 1 2 . 0 
- S ü d a s i e n 2 0 2 . 0 1 9 3 . 1 2 0 1 . 0 2 1 . 6 2 0 . 3 1 7 . 9 
- E u r o p a , Z e n t r a l a s i e n 1 0 8 . 7 1 0 8 . 0 1 2 6 . 7 1 1 . 5 1 1 . 5 1 3 . 3 
- L a t e i n a m e r i k a , K a r i b i k 2 0 0 . 5 1 9 0 . 9 2 0 2 . 5 3 2 . 0 3 5 . 5 3 3 . 8 
- M i t t l e r e r O s t e n , N o r d a f r i k a 1 0 5 . 7 1 0 3 . 3 1 3 7 . 4 1 2 . 7 1 3 . 2 1 3 . 5 
Q u e l l e : T h e W o r l d b a n k , G l o b a l D e v e l o p m e n t F i n a n c e 1 9 9 9 , V o l . I a n d I I , 
* D / E X = V e r h ä l t n i s S c h u l d e n / E x p o r t e v o n G ü t e r n u n d D i e n s t l e i s t u n g e n ; D S / E X = V e r h ä l t n i s S c h u l d e n d i e n s t / 
E x p o r t e v o n G ü t e r n u n d D i e n s t l e i s t u n g e n . 
20. The World Bank, Global Development Finance, aaO. S. 188ff. 
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Die BIZ, der IWF, die OECD und die Weltbank publizieren seit März 1999 auf 
ihren Internetseiten gemeinsam Schuldenstatistiken, die auch Angaben über 
internationale Währungsreserven und insbesondere auch kurzfristige Schulden 
enthalten. Sie werden quartalsweise aufdatiert. Das Zahlenmaterial stammt vor-
wiegend aus Quellen der Gläubiger und der Finanzmärkte, enthält aber auch 
Daten aus den Schuldnerländern. Verantwortlich ist die vom IWF geleitete 
Inter-Agency Task Force on Finance Statistics21. 
• Die Weiterentwicklung der HIPC-Initiative 
Bis September 1999 haben neun Länder den Entscheidungspunkt (Decision 
point) erreicht, an dem über die HIPC-Qualifikation entschieden wird. Vier die-
ser Länder haben mittlerweile auch den Erfüllungspunkt (Completion point), ab 
dem weitergehende Entschuldungsmittel fliessen. Weitere fünf Länder stehen in 
der Vorbereitungsphase (Tabelle 4). 
£ 0 JSDW 1999, S. 105, zur Definition und Bedeutung von decision und completion points vgl. 
m JSDW 1998, S. 149. 
T a b e l l e 4 : E n t s c h u l d u n g s m a s s n a h m e n u n t e r d e r H I P C - I n i t i a t i v e ( S t a n d S e p t e m b e r 1 9 9 9 ) 
L a n d 
D e c i s i o n 
p o i n t 
C o m p l e t i o n 
p o i n t 
E n t s c h u l d u n g 
n o m i n a l ( M i o . $ ) 
E n t s c h u l d u n g 
i n % d e r S c h u l d e n 
C o m p l e t i o n 
p o i n t e r r e i c h t 
U g a n d a A p r i l 9 7 A p r i l 9 8 6 5 0 2 0 
B o l i v i e n S e p t . 9 7 S e p t . 9 8 7 6 0 1 3 
G u y a n a D e z . 9 7 M a i 9 9 4 1 0 2 4 
M o s a m b i k A p r i l 9 8 J u n i 9 9 3 7 0 0 6 3 
D e c i s i o n 
p o i n t e r r e i c h t 
B u r k i n a F a s o S e p t . 9 7 A p r i l 0 0 2 0 0 1 4 
E l f e n b e i n k ü s t e M ä r z 9 8 M ä r z 0 1 8 0 0 6 
M a l i S e p t . 9 8 D e z . 9 9 2 5 0 1 0 
T o t a l L e i s t u n g e n 6 7 7 0 2 0 
V o r b e r e i t e n d e 
D o k u m e n t e 
Ä t h i o p i e n 1 9 9 9 2 0 0 2 1 3 0 0 2 3 
G u i n e a - B i s s a u 2 0 0 0 2 0 0 3 6 0 0 7 3 
M a u r e t a n i e n 1 9 9 9 2 0 0 2 5 5 0 2 5 
N i c a r a g u a 1 9 9 9 
T a n s a n i a 2 0 0 0 
N i c h t q u a l i f i z i e r t 
B e n i n J u l i 9 7 
S e n e g a l A p r i l 9 8 
Q u e l l e : I M F / W B , H I P C - I n i t i a t i v e - A P r o g r e s s R e p o r t , 2 2 S e p t e m b e r , 1 9 9 9 . 
h t t p : / / w w w . i m f . o r g / e x t e r n a l / n p / h i p c / p r o g 3 / 0 9 2 2 9 9 . h t m 
Seit ihrem Start im Jahre 1996 ist die HIPC-Initiative stets kritisiert worden. Sie 
würde zu langsam durchgeführt, erfasse zu wenig Länder, leiste zu wenig Ent-
schuldung, helfe nicht, die Armut zu vermindern, dies waren die Hauptpunkte 
21. Joint BIS-INF-OECD-World Bank statistics on external debt. Sie sind auf den Websites der vier Organisationen 
abrufbar, wo ebenfalls die methodologischen Einzelheiten erklärt sind. Vgl. z.B. http://www.oecd.ord/dac/debt/. 
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der Kritik seitens des Südens und der NRO. Auch die Finanzierung blieb stets 
ein Problem. 
Die Einsicht in das Ungenügen der Initiative und der Druck der weltweiten 
Kampagne für einen umfassenden Schuldenerlass im Jahre 2000 (Jubilee 
2000)2 2 brachte das Thema Schulden wieder zurück auf die Agenda23 (Kasten). 
Der G-7-Gipfel in Köln 
Der Weltwirtschaftsgipfel 1999 von Köln warf lange Schatten voraus. Die Staats- oder Regierungschefs 
der G-7 veröffentlichten im Vorfeld ihres Wirtschaftsgipfels im Juni 1999 in Köln ihre Vorstellungen und 
Plane für eine weitergehende Entschuldung. Die NRO unter Führung von Jubilee 2000 mobilisierten früh 
für eine Grossdemonstration, wo die wel twei t über 17 Mill ionen gesammelten Unterschriften für eine 
umfassende Entschuldung übergeben werden sollten. In ihrem Bericht plädierten die G-7-Finanzminister 
für einen «zügigeren, tiefgreifenderen und breiter angelegten Schuldenerlass zugunsten der ärmsten 
Länder, die sich klar zu Reformen und Armutsbekämpfung bekennen»*. Er wurde von den Staats- und 
Regierungschefs genehmigt. Doch die NRO zeigten sich wenig befriedigt vom Ausgang: «Viele NRO-
Worte, aber wenig konkrete Konzessionen», urteilte beispielsweise Eurodad, und Jubilee 2000 fand, 
der Gipfel hatte mehr versprochen als alle andern zuvor in Sachen Entschuldung, doch er habe auch 
mehr Fragen aufgeworfen als je zuvor. . .** . 
* Report of G-7 Finance Ministers on the Köln Debt Initiative to Köln Economic Summit, Cologne, 18.-20. Juni 1999 (h t t p : / /www. 
g8colgne.de/). 
* * Jubilee 2000, What does the Köln Agreement mean for the Jubi lee 2000 campaign Worldwide? ht tp:www.jubi lee2000uk.org/ 
comment/koln0107.html und Eurodad: G7Köln Summit: leaders adopt NGO word but make only small concessions. h t t p : / / w w w . 
oneworld.org/eurodad/g7koln_outcome.html. 
IWF und Weltbank entschlossen sich zu einer umfassenden Überprüfung der 
HIPC-Initiative. Ein zweistufiges, breit angelegtes Konsultationsverfahren mit 
Beteiligung von NRO wurde anfangs 1999 gestartet. Über 600 Seiten an Einga-
ben wurden eingereicht, etliche Seminarien abgehalten. Dazu veröffentlichten 
IWF und Weltbank zahlreiche Dokumente auf ihren Internetseiten24. An der 
Frühjahrestagung der Bretton-Woods-Institutionen beschlossen der Interims-
und der Entwicklungsausschuss erste Richtlinien für die Modifikation der 
HIPC-Initiative. Unter Einschluss der Beschlüsse des G-7-Gipfels bereiteten 
IWF und Weltbank einen detalllierten Vorschlag aus, der ebenfalls wieder auf 
den Websites veröffentlicht wurde25. Danach sollten die Kriterien zur Qualifika-
tion für die HIPC-Initiative gesenkt werden. Künftig soll ein Verhältnis der 
Schulden zu den Exporten von 150 Prozent zur Qualifikation ausreichend sein, 
gegenüber 200 bis 250 Prozent vorher. Auch die Fiskalkriterien, d.h. das Ver-
hältnis des Schuldendienstes zu den Staatsausgaben sollte herabgesetzt werden. 
Decision und Completion points sollen flexibler gehandhabt und zusätzliche 
Leistungen früher ausgerichtet werden. Diese Leistungen sollen nachträglich 
22. http://www.jubilee2000uk.org und www.erlassjahr2000.de. 
23. Swiss Coalition News, Debt Relief : Back on the Agenda. Nr. 20, Juni 1999. 
24. http://www.worldbank.org/htlm/extdr/hipc/htm und http://www.imf.org/extemal/np/hipc/hipc/htm. Eine Zusam-
menfassung der ersten Konsultationsphase umfasst das Dokument IMF/WB, HIPC - Perspectives on the Current 
Framework and Options for Change, 2. April 1999, http:www.imf.org/external/np/hipc/options/. Die Weltbank 
publiziert ihre HIPC-Dokumente unter: http://www.worldbank.org/hipc/ 
25. IMF/The World Bank, Modification to the HIPC-Initiative, Washington, 23. Juli 1999 (http://www.imf.org/exter-
nal/np/hipc/modify/hipc.htm). 
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auch jenen Ländern zugestanden werden, die im Prozess schon weit fortge-
schritten sind (Retroactivity). Die Zahl der Länder, die sich voraussichtlich qua-
lifizieren können, steigt damit von 29 auf 36. 
Die Gesamtkosten der HIPC-Initiative erhöhte sich von ursprünglich (geschätz-
ten) 12,5 Milliarden Dollar auf 27,4 Milliarden (unter Einschluss von Liberia, 
Somalia und Sudan sogar auf 36 Mrd.). Nach Ansicht der G-7 sollten die multi-
lateralen Institutionen intern mehr Mittel mobilisieren, anerkannten aber auch 
die Notwendigkeit von bilateralen Beiträgen. Der IWF sollte Teile seiner Gold-
reserven verkaufen. Und der Pariser Klub war aufgefordert, nach Wegen zu 
suchen, künftig bis zu 90 Prozent seiner Guthaben in HIPC-Ländern zu ent-
schulden, in Ausnahmefällen gar eine l00prozentige Streichung vorzusehen. 
Die Schweiz unterstutzte grundsätzlich diese Vorschläge, zeigte sich aber 
gemäss mündlichen Aussagen der Verantwortlichen enttäuscht über die geringe 
Modifikation der Fiskalkriterien. 
Die starke Kritik in der Konsultation berücksichtigend, schlugen IWF und Welt-
bank in einem weiteren Papier vor, die Verbindung zwischen Entschuldung und 
Armutsreduktion zu stärken26. Zur Armutsreduktion bedürfe es eines raschen und 
beträchtlichen, breit abgestützten Wirtschaftswachstums, das seinerseits makroö-
konomische Stabilität und strukturelle Reformen voraussetze. Wichtig dazu sei 
die Partizipation des zivilen Sektors und eine klare Verbesserung im Budgetma-
nagement der Regierungen. Eine Armutsreduktionsstrategie mit klaren resultato-
rientierten Zielen müssten erarbeitet werden. Dazu soll in jedem Land neu ein 
Poverty Reduction Stragegy Paper (PRSP) erarbeitet werden, unter Einschluss 
des zivilen Sektors und mit Hilfe von IWF und Weltbank. Für den IWF wird die-
ses Papier das bisherige Policy Framework Paper (PFP) ersetzen. Die bisherige 
Erweiterte Fazilität für Strukturanpassung (ESAF) wird stärker auf Armuts-
bekämpfung und nachhaltige Entwicklung ausgerichtet. Für die Weltbank bildet 
das PRSP die Basis für ihre Country Assistance Strategy (CAS). 
Die Schweiz unterstutzte diese Bemühungen, wobei sie insbesondere grosses 
Gewicht legt auf die transparente und verantwortliche Verwendung der durch 
die Entschuldung eingesparten Finanzmittel zugunsten der Armutsbekämp-
fung. Die Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke sucht nun ihrerseits nach 
Wegen, um Organisationen des zivilen Sektors in HIPC-Ländern zu unterstut-
zen, damit diese den Prozess der konkreten Durchführung der HIPC-Initiative 
wirksam begleiten können. 
Damit war das Reformpaket zuhanden der Jahresversammlung von IWF und 
Weltbank Ende September 1999 geschnürt. Der IWF wandelte seine bisherige 
ESAF neu in die Poverty Reduction and Growth Facility (PRGF) um 2 7. 
NRO, die diesen Reformprozess eng begleitet hatten, reagierten gemischt. Es 
werden Fortschritte in der Ausgestaltung der HIPC-Initiative, bei der Armuts-
26. IMF/The World Bank, HIPC-Initiative : Strengthening the Link Between Debt Relief and Poverty Reduction, 
Washington, 26. August 1999 (http://www.imf.org/external/np/hipc/0899/link/pdf). 
27. IMF, Communique of the Interim Committee, 26. September 1999 (http://www.imf.org/external/np/1999/092699A. 
htm) sowie IMF, Development Committee and Interim Committee, Joint Meeting of the Interim and Development 
Committees, 26. September 1999, Joint Statement by Co-Chairmen. (http://www.imf.org/external/np/cm/1999/ 
092699.htm). Ferner IMF News Brief Nr. 99/62, 27. September 1999: Financing the HIPC and ESAF Initiatives, wo 
der Goldverkauf detallliert beschrieben ist. 
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orientierung und beim verstärkten partizipativen Verfahren anerkannt. IWF und 
Weltbank hatten den Slogan der NRO übernommen («faster, deeper, broader»), 
ihn aber nur ungenügend umgesetzt. Eurodad (European Network on Debt and 
Development)28 beispielsweise bedauert, dass die Fiskalkriterien nicht wesent-
lich verbessert worden seien und bezweifelt, ob die Finanzierung tatsächlich 
gesichert sei, sowohl in IWF und Weltbank wie auch durch additionelle bilate-
rale Beiträge. Unklar sei, ob die Umwandlung der ESAF in die PRGF mehr sei 
als eine blosse formale Veränderung. Eurodad befürchtet aber wie andere NRO, 
dass damit das Gewicht des IWF in traditionellen Gebieten der Weltbank eher 
verstärkt würde. Der stark kritisierte Link zwischen Entschuldung und Struk-
turanpassung sei eher noch gefestigter. Unberücksichtigt geblieben ist ein 
Postulat zahlreicher NRO : Danach sollte die Tragbarkeit der Schulden und des 
Schuldendienstes nicht mittels fiskalischer Kriterien definiert werden. Vielmehr 
müssten vorher reale Bedurfnisse eines Landes gedeckt werden, ehe Mittel in 
den Schuldendienst fliessen sollen. Entschuldung bleibt ein Privileg der ärmsten 
Länder. Stark verschuldete Länder mit mittlerem Einkommen bleiben trotz 
hoher Belastung von dieser Initiative unberücksichtigt. 
Anfangs Dezember 1999 war die Finanzierung noch nicht gesichert. Präsident 
Clinton hatte im Kongress seine Vorschläge für die Beteiligung der USA an der 
weltweiten Entschuldung im Kongress nur gut zur Hälfte durchgebracht und sie 
mit restriktiven Verwendungsvorbehalten versehen. Auch in der EU und in ihren 
Mitgliedsländern standen die Finanzierungsentscheide noch aus. Die Weltbank 
brütete noch über die Finanzierung ihrer zusätzlichen Beiträge. Einzig die Gold-
verkäufe des IWF sind geregelt. Der IWF verkauft kein Gold am freien Markt, 
sondern 14 Millionen Unzen zum Marktwert bloss an einige Zentralbanken mit 
offenen Verpflichtungen gegenüber dem IWF, um so Aufwertungsgewinne reali-
sieren zu können - ein buchhalterischer Trick. 
Die Schweiz stimmte zu, unter der Bedingung, dass eine angemessene Lasten-
verteilung für die bilateralen Beiträge zustande kommt. Die Schweiz prote-
stierte mit zehn andern europäischen kleineren und mittleren Staaten, die nicht 
der G-7 angehören, gegen die ungenügenden Leistungen der Grossen. Wieviel 
die Schweiz zusätzlich zu den bisherigen Leistungen sowohl beim IWF wie bei 
der Weltbank noch bezahlen muss, war Ende Oktober noch nicht klar. 
• Umschuldung öffentlicher Schulden 
Der Pariser Klub schuldete 1998 Schulden gegenüber öffentlichen Gebern und 
öffentlich garantierten Schulden von neun Ländern mit tiefem Einkommen im 
Ausmass von insgesamt 6,6 Milliarden um (Tabelle 5.). Diese kollektiv verein-
barten Umschuldungsabkommen müssen dann jeweilen noch bilateral vollzogen 
werden. 
Die Umschuldungen mit Uganda und Bolivien waren die ersten, die im Rahmen 
der HIPC-Initiative nicht nur den fälligen Schuldendienst, sondern auch den 
Schuldenbestand mit einschlossen. Mosambik wurde in einer Spezialaktion für 
dessen dritte Tranche eine Erhöhung der Umschuldung von 67 auf 90 Prozent 
gewährt. Schliesslich erhielten Nicaragua und Honduras als Folge der Katastro-
phe des Hurricans Mitch einen dreijährigen Zahlungsaufschub. 
28. Eurodad, Diverse Stellungnahmen, vgl. http://www.oneworld.org/eurodad. 
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T a b e l l e 5 : U m s c h u l d u n g e n i m P a r i s e r K l u b , 1 9 9 8 u n d 1 9 9 9 ( b i s A u g u s t , i n M i o . $ ) 
L a n d D a t u m 
U m s c h u l d u n g s - K o n z e s s i o n s g r a d 
s u m m e i n P r o z e n t 
N i c a r a g u a 2 2 . 4 . 9 8 2 1 4 6 7 
U g a n d a 2 4 . 4 . 9 8 1 4 8 8 0 ( S t o c k ) 
E l f e n b e i n k ü s t e 2 4 . 4 . 9 8 1 4 0 2 8 0 
S e n e g a l 1 7 . 7 . 9 8 4 2 8 6 7 ( S t o c k ) 
R u a n d a 2 1 . 7 . 9 8 5 4 6 7 
B o s n i e n - H e r z e g o w i n a 2 8 . 1 0 . 9 8 5 8 9 6 7 
Indonesien 2 3 . 9 . 9 8 4 1 7 6 N u r F ä l l i g k e i t e n 
Z e n t r a l a f r i k a n i s c h e R e p u b l i k 2 5 . 9 . 9 8 2 3 6 7 
B o l i v i e n 3 0 . 1 0 . 9 8 5 6 1 8 0 ( S t o c k ) 
P a k i s t a n 3 0 . 1 . 9 9 3 2 5 0 H o u s t o n 
H o n d u r a s 1 3 . 4 . 9 9 4 1 1 6 7 
S a m b i a 1 6 . 0 4 . 9 9 1 0 0 6 6 7 
J o r d a n i e n 2 0 . 5 . 9 9 8 2 1 H o u s t o n 
G u y a n a 2 5 . 6 . 9 9 2 4 0 8 0 ( S t o c k ) 
M o s a m b i k 9 . 7 . 9 9 1 8 6 0 9 0 ( S t o c k ) 
R u s s l a n d 1 . 8 . 9 9 8 3 0 0 H o u s t o n 
Q u e l l e : The World Bank, Global D e v e l o p m e n t Finance 1999, Appendix 3, S. 129ff. s o w i e Angaben d e s s e c o . 
Im Pariser Klub schuldeten 18 Gläubiger schliesslich im September 1998 4,2 
Milliarden Dollar Schulden um von Indonesien, das 100 Prozent aller Amortisa-
tionszahlungen zwischen August 1998 und Ende März 2000 umfasst. 
Die Schweiz war als Gläubigerin an drei Abkommen beteiligt, nämlich bei Indo-
nesien mit 153 Millionen Franken, der Zentralafrikanischen Republik mit 14,2 
Millionen Franken und bei Bosnien und Herzegowina mit 31 Millionen Franken. 
• Umschuldung kommerzieller Schulden 
1998 wurden vier Umschuldungsabkommen zwischen den Schuldnerländern 
und ihren kommerziellen Gläubigern abgeschlossen29. Guinea könnte mit Hilfe 
der IDA Debt Reduction Facility, die von der Schweiz mitfinanziert wird, insge-
samt 130 Millionen Dollar kommerzieller Schulden umschulden. Korea schul-
dete 24 Milliarden Dollar um, wobei 20 Milliarden neu mit öffentlicher koreani-
scher Garantie versehen wurden. In Indonesien schuldeten dreizehn ausländi-
sche Banken 80,2 Milliarden Schulden um. Schliesslich erreicht Russland im 
November 1998 eine Umschuldung mit westlichen Banken im Ausmass von 
17,2 Milliarden Dollar. 
• Das Schweizer Entschuldungsprogramm 
Von den für Entschuldungsmassnahmen bereitgestellten 700-Jahre-Jubiläums-
fonds von 400 Millionen Franken sind bis September 1999 301 Millionen ver-
wendet worden (zusätzlich noch 113 Millionen vom früheren Rahmenkredit für 
wirtschafts- und handelspolitische Massnahmen von 113 Mio. Fr.). Es verbleibt 
also noch ein Restsaldo von 99 Millionen Franken. 
O JSDW 2000, « Analysen und Stellungnahmen », der Artikel von Christine Eberlein : « die Verschuldungskrise in Tan-
zania und die Kohärenz der schweizerischen Entwicklungspolitik». 
m JSDW 1999, S. 108ff. 
M JSDW 1998, S. 154ff. 
29. The World Bank, Global Development Finance, 1999, aaO. S. 113ff. 
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1999 wurden keine neuen bilateralen Forderungen der Schweiz umgeschuldet. 
Seit 1993 hat also die Schweiz bilaterale Forderungen gegenüber 28 hochver-
schuldeten, armen Ländern aufgekauft und dabei 19 Ländern Schulden in der 
Höhe von 4,1 Milliarden Franken erlassen. In zwölf Ländern sind Gegenwert-
fonds in der Höhe von 268 Millionen Franken errichtet worden. Von den neun 
verbliebenen Ländern wird noch eine Entschuldungsaktion für Kamerun in Aus-
sicht genommen. Die Weiterentwicklung de HIPC-Initiative führt zu einer der-
zeit laufenden Überprüfung des Programms. 
Bis Mitte 1999 finanzierte die Schweiz die IDA-Debt Reduction Facility mit 77 
Millionen Franken. Diese finanziert Rückkäufe von kommerziellen Schulden. Bis-
her profitierten vom Schweizer Beitrag zwölf Länder. 1999 kam Tansania in den 
Genuss eines von der Schweiz finanzierten Beitrages von 10 Millionen Franken. 
1999 beteiligte sich die Schweiz zusammen mit andern Ländern an der Finan-
zierung der Schulden gegenüber multilateralen Institutionen von Honduras und 
Burkina Faso. 
Ein zentraler Pfeiler des schweizerischen Entschuldungsprogramms ist die 
Leistung von technischer Hilfe im Entschuldungsbereich. Einerseits unterstutzte 
die Schweiz weiterhin das von der UNCTAD durchgeführte Programm zur Infor-
matisierung der Schuldenverwaltung. 1998 und 1999 sind vom seco Beiträge an 
die Elfenbeinküste, an Vietnam und Honduras geleistet worden. Anderseits ist sie 
Initiantin des HIPC Capacity Building Program, das die betroffenen Länder bei 
der Durchführung der unter der HIPC-Initiative notwendigen Analysen und bei 
der Ausarbeitung einer nationalen Schuldenstrategie unterstutzen will. Mit dabei 
sind auch Dänemark, Österreich, Schweden und Grossbritannien. Holland und 
Irland beabsichtigen beizutreten. Die im Frühjahr 1999 vorgenommene Evalua-
tion dieses Programms brachte sehr positive Resultate. Das Programm dient auch 
als Plattform für einen regelmässigen Gedankenaustausch unter den Akteuren, 
die sich mit Fragen der Entschuldung und Schuldenverwaltung befassen. Letzt-
mals tagte der entsprechende Steuerungsausschuss unter Teilnahme von Welt-
bank, IWF, UNCTAD, HIPC-Ländern und Geberländern im Juni 1999 in Stock-
holm und im Dezember 1999 in Kopenhagen. 
1.3. I N T E R N A T I O N A L E I N V E S T I T I O N E N 
Gemäss UNCTAD sind 1998 die weltweiten Zuflüsse von ausländischen Di-
rektinvestitionen (FDI) gegenüber dem Vorjahr um 39 Prozent angestiegen. 
Diese Zunahme hängt wesentlich mit grenzüberschreitenden Zusammenschlüs-
sen und Firmenaufkäufen innerhalb der Industrieländer zusammen. Direkt-
investitionen in Entwicklungsländern sind gemäss UNCTAD als Folge der 
Finanzkrise hingegen leicht gesunken. 
• Der UNCTAD-Weltinvestitionsbericht 1999 
Der weltweite Bestand ausländischer Direktinvestitionen belief sich gemäss 
dem jährlich erscheinenden UNCTAD-Weltinvestitionsbericht 1998 auf 4100 
Milliarden Dollar (1997: 3400 Mrd. $) 3 0. 2786 Milliarden Dollar sind in In-
30. UNCTAD, World Investment Report 1999. Foreign Direct Investment and the Challenge of Development. New 
York und Genf, 1999. 
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dustrieländern und 1219 Milliarden in Entwicklungs- und Transitionslandern 
investiert worden. 
Von den neuen, im Jahr 1998 zufliessenden 644 Milliarden Dollar Direktinvesti-
tionen landeten 460 in Industrieländern und 166 in Entwicklungs- und Transiti-
onsländern (Tabelle 6). 
Nach wie vor konzentriert sich der Zufluss an FDI auf einige wenige Länder. 
Den grössten Zufluss erreichte China (45,5 Mrd. $) vor Brasilien (28,7), 
Mexiko (10,2), Singapur (7,2), Thalland (7,0), Argentinien (5,7) und Polen 
(5,1). Regional zogen Lateinamerika und Karibik sowie Osteuropa und Zen-
tralasien mehr FDI an als im Vorjahr. Der Anteil von Afrika bleibt klein. In Rus-
sland und in den südostasiatischen Ländern machte sich der Einfluss der 
Finanzkrise bemerkbar. Die Weltbank hält allerdings fest, dass die FDI krisenre-
sistenter gewesen seien als die andern privaten Kapitalflusse. Sie sieht die 
Gründe in der Tatsache, dass die teils stärken Währungsabwertungen die Pro-
duktionskosten und die Aktienpreise gesenkt haben. Die Finanzkrise hat für 
transnationale Unternehmungen ein grösseres Potential geschaffen31. 
T a b e l l e 6 : A u s l ä n d i s c h e D i r e k t i n v e s t i t i o n e n n a c h R e g i o n e n u n d Ländern 
1 9 9 6 - 1 9 9 8 , i n M i l l i a r d e n D o l l a r 
R e g i o n / L a n d 
Z u f l i e s s e n d e F D I A b f l i e s s e n d e F D I 
1 9 9 6 1 9 9 7 1 9 9 8 1 9 9 6 1 9 9 7 1 9 9 8 
I n d u s t r i e l ä n d e r 2 1 1 . 0 2 7 3 . 0 4 6 0 . 0 3 2 0 . 0 4 0 7 . 0 5 9 5 . 0 
E u r o p a 1 1 5 . 0 1 3 5 . 0 2 3 7 . 0 2 0 4 . 0 2 4 0 . 0 4 0 6 . 0 
S c h w e i z 3 . 1 4 . 9 3 . 7 1 6 . 2 1 6 . 7 1 7 . 4 
N o r d a m e r i k a 8 6 . 0 1 2 1 . 0 2 1 0 0 8 8 . 0 1 3 2 . 0 1 5 9 . 0 
J a p a n 0 . 2 3 . 2 3 . 2 . 0 2 3 . 0 2 6 . 0 2 4 . 0 
E n t w i c k l u n g s l ä n d e r 1 3 5 . 0 1 7 3 . 0 1 6 6 . 0 5 9 . 0 6 5 . 0 5 2 . 0 
L a t e i n a m e r i k a / K a r i b i k 4 6 . 0 6 8 . 0 7 2 . 0 7 . 0 1 5 . 0 1 5 . 0 
A s i e n 8 2 . 0 9 6 . 0 8 5 . 0 5 2 . 0 4 8 . 0 3 6 . 0 
d a v o n S ü d o s t a s i e n 8 0 . 0 8 8 . 0 7 7 . 0 5 0 . 0 4 6 . 0 3 4 . 0 
O s t e u r o p a / Z e n t r a l a s i e n 1 2 . 0 1 8 . 0 1 8 . 0 1.1 3 . 4 1 .9 
A f r i k a s ü d l . S a h a r a 4 . 0 4 . 6 5 . 3 - 0 . 1 1 .3 0 . 4 
N o r d a f r i k a 1 . 9 3 . 0 2 . 6 —  0 . 1 0 . 1 
Ä r m s t e E n t w i c k l u n g s l ä n d e r 1 . 8 2 . 5 2 . 9 - 0 . 4 1 .1 0 . 2 
T o t a l 3 5 9 . 0 4 6 4 . 0 6 4 4 . 0 3 8 0 . 0 4 7 5 . 0 6 4 9 . 0 
Q u e l l e : U N C T A D , W o r l d I n v e s t m e n t R e p o r t 1 9 9 9 , A n n e x e T a b e l l e n B . 1 u n d B . 2 , S . 4 7 7 f f . 
Der Zustrom in den entwickelten Ländern wurde wesentlich durch den Boom 
bei grenzüberschreitenden Zusammenschlüssen und Firmenaufkäufen bestimmt. 
Direktinvestitionen aus Entwicklungs- und Transitionsländern waren 1998 
leicht geringer als im Vorjahr, stammten grösstenteils aus Hongkong, China, 
Singapur, Taiwan, Korea, Malaysia, Brasilien, Argentinien, Chile und Nigeria. 
Meist sind es Investitionen in andern Entwicklungsländern. 
Die UNCTAD betrachtet die FDI als wichtigstes Finanzierungsinstrument für 
die weitere Entwicklung. Aber sowohl die Regierungen wie die Investoren 
sehen sich gemäss UNCTAD vor zahlreichen Herausforderungen. Die UNC-
TAD empfiehlt den Entwicklungs- und Transitionsländern die Formulierung 
31 . The World Bank, Global Development Finance, a a O , S. 47ff. 
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entsprechender Politikgrundsätze, um die positiven Effekte maximieren und die 
negativen Auswirkungen minimieren zu können. Darunter fallen Fragen der 
Information und Transparenz, dem (temporären) Schutz von jungen nationalen 
Industrien, dem Aufbau von Überwachungs- und Regulierungskapazitäten 
(Wettbewerbspolitik) und der Ausbildung von Kadern. 
• Direktinvestitionen in und aus der Schweiz 
Der UNCTAD-Investitionsbericht 1999 weist für die Schweiz im Jahre 1998 einen 
Bestand von schweizerischen Investitionen im Ausland von 177 Milliarden Dollar 
aus (Vorjahr 159 Mrd.). Der Bestand ausländischer FDI in der Schweiz beläuft 
sich 1998 auf 60 Milliarden Dollar (Vorjahr 56 Mrd.). Neue FDI tätigten Unter-
nehmen mit Sitz in der Schweiz im Jahre 1998 im Ausmass von 17,4 Milliarden 
Dollar, rund 700 Millionen mehr als ein Jahr zuvor. Die ausländischen FDI in der 
Schweiz waren mit 3,7 Milliarden etwas geringer als im Vorjahr (4,9 Mrd.). 
Die Schweizerische Nationalbank (SNB) weist für 1998 provisorisch Kapitalex-
porte für Direktinvestitionen von 20,6 Milliarden Franken aus. Davon flossen 
5,1 Milliarden in Schwellenländer und 2,1 Milliarden in Entwicklungsländer32 
(Tabelle 7). 
Singapur (1,5 Mrd. Fr.), die Philippinen (1,2 Mrd.), Mexiko (0,7 Mrd.), Kolum-
bien (0,4 Mrd.), Thalland (0,4 Mrd.), die Tschechische Republik (0,4 Mrd.), 
Russland (0,3 Mrd.), Brasilien (0,3 Mrd.) und Argentinien (0,3 Mrd.) waren 
unter den Schwellen- und Entwicklungsländern die grössten Empfänger schwei-
zerischer Direktinvestitionen. 
T a b e l l e 7 : S c h w e i z e r i s c h e D i r e k t i n v e s t i t i o n e n i n E n t w i c k l u n g s - u n d S c h w e l l e n l ä n d e r n 
1 9 9 6 - 1 9 9 8 ( i n M i o . F r . ) 
F D I B e s t a n d F D I K a p i t a l e x p o r t 
R e g i o n 1 9 9 6 1 9 9 7 1 9 9 8 p 1 9 9 6 1 9 9 7 1 9 9 8 p 
S c h w e l l e n l ä n d e r 1 4 0 4 4 2 1 8 2 2 2 4 6 8 2 1 4 0 6 2 1 7 6 5 2 3 3 
L a t e i n a m e r i k a 8 5 2 8 8 8 9 4 8 9 0 4 2 6 0 - 2 0 7 1 2 4 3 
A s i e n 5 5 1 6 1 2 9 2 9 1 5 7 7 4 1 1 4 6 2 3 8 3 3 9 9 0 
E n t w i c k l u n g s l ä n d e r 2 1 3 9 3 2 8 9 5 6 2 8 9 0 2 1 0 5 7 1 7 9 3 2 7 4 2 
L a t e i n a m e r i k a 1 7 2 1 8 2 3 6 6 5 2 3 8 9 2 - 2 6 7 9 3 5 2 1 9 7 
A f r i k a 1 2 9 0 1 6 0 7 1 6 1 1 9 0 2 3 0 1 0 6 
M i t t e l - u n d O s t e u r o p a 2 1 9 4 2 8 8 0 4 4 4 3 3 6 1 2 1 5 1 1 7 7 
I n d u s t r i e l ä n d e r 1 5 5 2 0 1 1 8 9 8 7 7 1 9 6 3 0 0 1 7 5 0 0 2 1 7 6 5 1 6 1 3 9 
A l l e L ä n d e r 1 9 0 6 3 8 2 4 0 6 5 5 2 4 9 8 8 4 1 9 9 6 4 2 5 7 3 4 2 4 1 1 5 
Q u e l l e : S N B , Z a h l u n g s b i l a n z , D i v . J a h r g ä n g e , Q u a r t a l s b e r i c h t e , D i v . H e f t e , V o r a u s a n g a b e n S N B . 
p p r o v i s o r i s c h . 
Direktinvestitionen aus Schwellenländern in der Schweiz waren um 10 Millio-
nen Franken rückläufïg, während jene aus Entwicklungsländern um 1162 Mil-
lionen anstiegen. 
• Bilaterale und Multilaterale Investitionsverträge 
Weltweit ist die Zahl von bilateralen Investitionsverträgen weiterhin angewach-
sen. Ende 1998 waren 1726 solche Verträge zwischen insgesamt 174 Ländern in 
32. Schweiz. Nationalbank, Zahlungsbilanz der Schweiz 1998, SNB Zürich, September 1999, S. 17ff. 
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Kraft (Vorjahr 1556), wovon 434 zwischen Entwicklungsländern geschlossen 
sind. Früher seien solche bilateralen Investitionsverträge für die Entwicklungs-
länder ein Instrument gewesen, so die UNCTAD33, um zu signalisieren, dass das 
Land offen für FDI sei. Heute komme gemäss UNCTAD aber immer mehr zum 
Ausdruck, was die einzelnen Länder von Investoren erwarten wurden. So ent-
hielten neuere Verträge z.B. in Präambeln Formulierungen über die Anerken-
nung internationaler Arbeiterrechte sowie Gesundheits-, Umwelt- oder sonstiger 
Sicherheitsbestimmungen. 
Auch auf regionaler Ebene werden Verträge und Abkommen um Investitionen 
geschlossen, z.B. in der ASEAN oder im Komitee für Zusammenarbeit im süd-
lichen Afrika (SAARC). Das Europäische Parlament fasste im Januar 1999 eine 
Resolution über einen Verhaltenskodex europäischer transnationaler Unterneh-
men, die in Entwicklungsländern tätig sind. Auch der neu auszuhandelnde 
Lomé-Vertrag enthält Investitionsaspekte. 
Innerhalb der OECD gingen die Arbeiten ebenfalls weiter. Im Mai 1999 wurden 
Prinzipien für Corporate Governance beschlossen, wobei hier die OECD eng 
mit der Weltbank zusammenarbeitet. Zur Revision der OECD-Leitsätze für mul-
tinationale Unternehmen ist zudem eine Arbeitsgruppe eingesetzt worden. 
Die direkten Verhandlungen über das Multilaterale Abkommen über Investitio-
nen (MAI) hingegen wurden im Dezember 1998 eingestellt. 
_ Q J S D W 1 9 9 9 , S. 112ff. 
Die Gründe lagen einerseits im Rückzug von Frankreich und andern Ländern 
sowie in der weltweiten, öffentlichen Debatte um das MAI, das von vielen NRO 
als Schrittmacher für weitere Globalisierungsschritte bekämpft wird. 
Inzwischen gehen die Diskussionen über die Weiterentwicklung des internatio-
nalen Investitionsrechtes weiter. In der OECD wurde gemäss mündlichen Anga-
ben des seco über Auswirkungen der Finanzkrise auf die Investitionen disku-
tiert. Die Wirtschaft ist generell an einer Weiterentwicklung interessiert, ob in 
der OECD oder in der WTO. Dort beschäftigt sich insbesondere der Ausschuss 
Trade and Investment und das TRIMS-Komitee mit der Frage. 
In der UNCTAD veranstaltet die Commission on Investment, Technology and 
Related Financial Issues ein Expertenmeeting zur Frage der weiteren Behand-
lung. Ein Teil der Zivilgesellschaft beharrt auf seiner bisherigen grundsätzlichen 
Ablehnung, während andere internationale Rahmenbedingungen für FDI sinn-
voll erachten, wenn sie entwicklungs-, umwelt- und sozialpolitische Kriterien 
mitberücksichtigen34. 
1.4. D I E I N T E R N A T I O N A L E N F I N A N Z I E R U N G S I N S T I T U T I O N E N 
Die Bewältigung der Finanzkrise und die Entschuldung der ärmsten Länder 
waren unbestritten die beiden Hauptthemen für den Internationalen Währungs-
fonds und die Weltbank. Bedeutsam ist das gemeinsame Vorgehen von Bank 
und Fonds in Sachen Armutsreduktion und Entschuldung. 
33. UNCTAD. World Investment Report 1999, aaO. S. 115ff. 
34. Eine gute Übersicht über den Stand der Diskussion und die verschiedenen Positionen enthalt der UNCTAD World 
Investment Report, aaO. Chapter IV, S. 128ff. 
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1.4. 1. DER INTERNATIONALE WÀHRUNGSFONDS (IWF) 
Im abgelaufenen Geschäftsjahr 1998/99 (beginnend am 1.5.98, endend am 
30.4.99) könnte der IWF seine Eigenmittel dank der Quotenerhöhung stark aus-
weiten und machte wegen der Finanzkrise nur wenig tiefere Kreditzusagen als 
im Rekord-Vorjahr. Der IWF war einer der Hauptakteure für die Verstärkung 
der internationalen Finanzordnung. Der IWF verbesserte seine Informationspo-
litik und anerkannte in weit stärkerem Mass als früher die Notwendigkeit der 
Armutsbekämpfung. Der geschäftsführende Direktor Michel Camdessus kün-
digte im November 1999 an, sein Amt aus persönlichen Gründen auf Mitte 
Februar 2000 niederzulegen. 
• Anhaltend hohe Kreditzusagen 
Im Geschäftsjahr 1998/99 gewährte der IWF Kreditzusagen von 28,4 Milliarden 
Sonderziehungsrechte (SZR) oder umgerechnet 38,4 Milliarden Dollar35. Der 
Fonds leistete neue Beistandsabkommen, zwölf Abkommen unter dem erweiter-
ten Arrangement und 35 ESAF-Abkommen. Die Auszahlungen waren mit 22,2 
Milliarden SZR auf absoluter Rekordhöhe (Tabelle 8). 
T a b e l l e 8 : K r e d i t v e r g a b e d e s I W F , 1 9 9 6 - 1 9 9 9 ( i n M r d . S Z R , j e w e i l e n p e r 3 0 . 4 . ) 
1 9 9 6 1 9 9 7 1 9 9 8 1 9 9 9 
A u s z a h l u n g e n 1 2 . 3 5 . 6 1 9 . 9 2 2 . 2 
- A f r i k a 2 . 3 1 . 0 0 . 9 0 . 5 
- Asien 0 . 3 0 . 2 1 6 . 4 8 . 9 
- E u r o p a 5 . 1 3 . 4 2 . 2 5 . 2 
- M i t t l e r e r O s t e n 0 . 1 0 . 2 0 . 1 0 . 2 
- L a t e i n a m e r i k a / K a r i b i k 4 . 4 0 . 9 0 . 3 7 . 5 
R u c k z a h l u n g e n 7 . 1 7 . 2 4 . 4 1 1 . 1 
N e t t o t r a n s f e r 5 . 2 - 1 . 6 1 5 . 5 1 1 . 1 
A u s s t e h e n d e K r e d i t e 4 2 . 2 4 0 . 5 5 6 . 0 6 7 . 2 
Überfällige V e r p f l i c h t u n g e n 2 . 2 2 . 2 2 . 3 2 . 3 
Z a h l d e r k r e d i t n e h m e n d e n Länder 9 7 0 9 5 . 0 9 4 . 0 9 4 . 0 
Q u e l l e : I M F , A n n u a l R e p o r t 1 9 9 9 . 
Grösste Kreditnehmer waren Brasilien (13,0 Mrd. SZR), Indonesien (6,4 Mrd. 
SZR) und Russland (8,5 Mrd. SZR). Die Kreditvergabe an Russland war beson-
ders umstritten. Der IWF widerlegte, dass seine Auszahlungen missbräuchlich 
verwendet worden seien. Hingegen bezichtigte er, dass Russland mehrfach 
falsche Angaben über wirtschaftliche Indikatoren geliefert hätte. Das Nettoein-
kommen des IWF betrug 436 Millionen SZR, das den Reserven zugefügt 
wurde. Die Reserven erhöhten sich damit auf 2,6 Milliarden SZR. 
• Erhöhung der Eigenmittel 
Die Zahl der Mitgliedsländer blieb unverändert bei 182. Die elfte Quotener-
höhung von 1998 trat am 22.1.1999 in Kraft, als so viele Mitgliedsländer ihrer 
Quotenerhöhung zustimmten, dass die erforderliche Zustimmung von 85 Pro-
35. IMF. Annual Report 1999, Washington 1999. 
1 4 0 
zent des gesamten Kapitals erreicht war36. Per Ende April 1999 standen dem 
IWF somit ein einbezahltes Eigenkapital (Quoten) im Ausmass 208 Milliarden 
SZR zur Verfugung. Dazu kommen neu noch die ausleihbaren Mittel der Neuen 
Kreditvereinbarung (NAB) von 34 Milliarden SZR, eingeschlossen die bisheri-
gen 18,5 Milliarden SZR der Allgemeinen Kreditvereinbarung (GAB). 
m J S D W 1998, S. 159. 
Erstmals seit zwanzig Jahren wurde der IWF im Juli 1998 autorisiert, zur Finan-
zierung des Beistandspaktes für Russland die GAB mit 6,3 Milliarden SZR zu 
aktivieren. Mittlerweile hat der Fonds diese Mittel den GAB-Ländern bereits 
wieder zurückerstattet. Offen ist hingegen noch die erstmalige Aktivierung der 
NAB im Ausmass von 9,1 Milliarden SZR im Dezember 1998 zur Finanzierung 
des Stand-by-Abkommens mit Brasilien. Die Schweizerische Nationalbank hat 
davon einen Anteil von 4,99 Prozent oder 880 Millionen Franken übernommen 
in Form eines Kredites an den IWF3 7. 
Die nicht verpflichteten, benutzbaren Mittel des IWF erhöhten sich auf Ende 
des Geschäftsjahres 1999 auf 56,7 Milliarden SZR (Vorjahr 22,6 Mrd.). 
• Bilaterale schweizerische Währungsmassnahmen 
Als eine indirekte Erhöhung der Mittel können auch die bilateralen Währungs-
hilfen einzelner Länder betrachtet werden. Die Schweiz beteiligt sich bereits seit 
über zwei Jahrzehnten an solchen Massnahmen. Grundlage ist der Bundesbe-
schluss über die Mitwirkung an internationalen Währungsmassnahmen von 
199338, der viermal verlängert wurde, letztmals 1995. Dafür stand bisher eine 
Milliarde Franken zur Verfugung. In der Regel wurden von der Schweizerischen 
Nationalbank Kredite an die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ) 
gewährt, die zusammen mit dem IWF internationale Unterstützungsaktionen 
durchführte. Der Bund garantierte der Nationalbank die Rückzahlung. 
Weil erstens der Plafond fast ausgeschöpft war und zweitens die erforderlichen 
Summen durch die Globalisierung und die Finanzkrise höher wurden, bean-
tragte der Bundesrat dem Parlament eine Verdoppelung auf zwei Milliarden39. 
National- und Ständerat stimmten in der Sommersession dem Antrag zu40. Im 
Nationalrat kam es nach einem Nichteintretensantrag Gysin (SP, BS) zu einer 
Debatte über die Rolle des IWF in der Finanzkrise und Über den Einbezug des 
privaten Sektors in die Bewältigung der Krise. Im Nationalrat wurde gleichzei-
tig die Parlamentarische Initiative Gysin vom 17.6.98 mit 56 zu 55 Stimmen 
knapp überwiesen. Danach soll das Gesetz über die Mitwirkung der Schweiz an 
den Institutionen von Bretton Woods so abgeändert werden, dass Kapitalauf-
stockungen des IWF vom Parlament zu genehmigen sind. 
36. IMF Press Release 99/4, 22. Januar 1999. 
37. SNB, Währungshilfe an Brasilien: Schweiz für Aktivierung der Neuen Kreditvereinbarungen (Pressemitteilung 3. 
Dezember 1998). 
38. Bundesbeschluss über die Mitwirkung der Schweiz an internationalen Währungsmassnahmen vom 4. Oktober 1963. 
39. Botschaft des Bundesrates betreffend die Änderung des Bundesbeschlusses über die Mitwirkung der Schweiz an 
internationalen Währungsmassnahmen vom 24. Februar 1999. 
40. Amtliches Bulletin der Bundesversammlung, Nationalrat vom 3.6.99 und Ständerat vom 9. Juni 1999, hier zitiert 
nach den provisorischen Fassungen. 
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• Die Überwachungstätigkeit des IWF 
Der IWF überwacht die Wirtschaftspolitik seiner Mitgliedsländer mit der jährli-
chen Überprüfung gemäss Art. IV seiner Satzungen (Article IV Consultation). 
Der IWF will neu während einer 18 Monate dauernden Pilotphase nicht bloss 
Kurzinformationen (Public Information Notice, PIN) über erfolgte Artikel-IV-
Konsultationen veröffentlichen, sondern im Einverständnis der jeweiligen 
betroffenen Länder die ganzen Berichte und eine Zusammenfassung der Board-
diskussionen darüber. Auch alle Letter of Intent sollen veröffentlicht werden. 
Nach wie vor bleiben die Überprüfungsberichte unveröffentlicht. Nach der Dis-
kussion im Exekutivrat werden jedoch neu Zusammenfassungen publiziert. Im 
vergangenen Geschäftsjahr führte der IWF 125 solche Prüfungen durch. 
In der Schweiz fand diese Art.-IV-Konsultation wiederum im November statt. 
An einer Pressekonferenz wurden die vorläufigen Untersuchungsergebnisse 
vorgestellt. Neben Gesprächen mit den betroffenen Departementen, der Natio-
nalbank sowie Wirtschaftskreisen traf die IWF-Delegation auch eine Vertretung 
der Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke. 
Einzelne Länder können mit dem IWF eine vorbeugende, intensivere Überwa-
chungstätigkeit vereinbaren, ohne dass sie aber Fondskredite in Anspruch neh-
men. Der IWF kann auch informelle Überprüfungen durchführen. In Krisenfäl-
len kann der IWF eine erweiterte Überprüfung durchführen. 
Der IWF beschränkt seine Überwachungstätigkeit jedoch nicht nur auf einzelne 
Länder. Mit dem World Economic Outlook (WEO) steht ihm zwei Mal im Jahr 
ein Instrument für die regionale und globale Überprüfung der Wirtschaftssitua-
tion zur Verfugung. Der WEO vom Oktober 1999 beschäftigt sich u.a. mit der 
wirtschaftlichen Erholung in den Krisenländern und mit Wachstumsfragen in 
Schwarzafrika41, während der WEO vom Frühjahr 1999 sich u.a. noch mit den 
Auswirkungen der Finanzkrise widmet42. Angesichts der Finanzkrise hatte der 
IWF im Dezember 1998 sogar noch ein Zwischenüberprüfungs-WEO veröffent-
licht, der sich ausschliesslich mit der Finanzkrise beschäftigte43. 
In jedem WEO werden auch regionale Fragen aufgeworfen, z.B. Erfahrungen 
der Transitionsländer, der Westafrikanischen Währungsunion oder auch der 
Europäischen Währungsunion. 
1998 beauftragte der IWF externe Experten mit einer Evaluation der Überwa-
chungstätigkeit des IWF. Ihr Bericht wurde im September 1999 veröffentlicht44. 
Die Gutachter qualifizieren die Analysen hinsichtlich Makroökonomie und 
Finanzen als gut. Strukturanalysen seien hingegen schwächer. Jährliche Analy-
sen seien für kleinere Industrieländer unnötig. Mehr Mittel sollen dafür für vier 
jährliche Ausgaben des WEO eingesetzt werden. 
• Die finanzielle Unterstützung des IWF für seine Mitgliedsländer 
Im April 1999 beschloss der Exekutivrat, die Contingent Credit Lines (CCL) für 
zwei Jahre als eine neue Spezialfazilität45 zu errichten. Nach Ablauf sollen sie 
4 1 . IMF. World Economic Outlook, Washington. Oktober 1999. 
42. IMF. World Economie Outlook, Washington, Mai 1999. 
43. IMF, World Economie Outlook. Interim Assessment, Washington, Dezember 1998. 
44. IMF, External Evaluation of Fund Surveillance, Washington 1999. 
45. Eine Übersicht über alle Ziehungsmöglichkeiten beim IWF enthält Box 10 im Annual Report 1999, aaO. S. 65. 
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überprüft werden. Damit sollen Ländern mit ausserordentlichen Zahlungsbi-
lanzschwierigkeiten, aber grundsätzlich gesunden Fundamentaldaten der 
Makroökonomie kurzfristige Überbrückungsfinanzierungen geleistet werden 
können46. Der IWF bezeichnet die CCL einen wichtigen Beitrag zur Stärkung 
der internationalen Finanzordnung. Der US-amerikanische Ökonom und Publi-
zist Michel Chossudovsky qualifiziert das als klare Botschaft an Spekulanten, 
dass sie noch grössere Risiken eingehen konnten. Auch der Genfer Ökonomie-
professor Charles Wyplosz sieht zwei Risiken47 : Wenn ein Land die Grundsätze 
einer guten Wirtschaftspolitik verletze und der IWF dieses Land nicht von der 
Liste der Zertifizierten streicht, dann verliert die IWF-Liste an Glaubwürdigkeit. 
Wenn aber der IWF dieses Land von der Liste streicht, dann wurden die Märkte 
dies als Signal verstehen und sofort dessen Währung attackieren. Das würde die 
Spekulation noch verstärken. Der schweizerische Exekutivdirektor trat 
grundsätzlich für die Schaffung der CCL ein, aber monierte für eine strenge 
Anwendung der Kriterien zur Ziehungsberechtigung48. 
Im weitern verstärkte der IWF seine Möglichkeiten, die sog. Post-Conflict-
Countries zu unterstutzen. 
Die Erweiterte Strukturanpassungsfazilität (ESAF) beschäftigte den IWF auch 
nach der letztjährigen internen und externen Evaluation stark. Die ESAF ist das 
Instrument, mit dem sich der IWF an der HIPC-Initiative beteiligt. 
JSDW 2000, 1.2 Aussenverschuldung, Die Weiterentwicklung der HIPC-Initiative. 
Die Evaluation hatte den IWF darin bestärkt, die ESAF in ihrer Ausgestaltung 
stärker auf die Förderung der internen Ersparnisse auszurichten. Fiskaldisziplin 
sei deshalb unumgänglich zur Erhöhung der öffentlichen Ersparnisse. Als 
ebenso wichtig erachtet der IWF aber die Qualität der öffentlichen Einnahmen 
und Ausgaben. Der IWF will in Zusammenarbeit mit der Weltbank armutsorien-
tierte Sozialausgaben schützen und trotzdem weitere Strukturreformen fördern49. 
Erarbeitung, Durchführung und Kontrolle wurden gestärkt, wenn eine grössere 
nationale Beteiligung der einzelnen Länder gesichert werden könnte. Die stär-
kere Armutsorientierung führte dann an der Jahresversammlung im September 
1999 zur Umbenennung der ESAF in die Poverty Reduction and Growth Faci-
lity (PRGF)50. Verbal setzten sich die führenden Vertreter des IWF mehrfach für 
Armutsbekämpfung, kosteneffektive Sozialausgaben, die Errichtung von sozia-
len Sicherheitsnetzen und für eine ausgewogene Verteilung der Steuerlasten ein. 
• Technische Hilfe 
Die technische Hilfe des IWF absorbierte 15 Prozent aller administrativen Ausga-
ben und umfasste Bereiche wie monetäre und fiskalische Aspekte des makroöko-
nomischen Managements, Finanzgesetzgebung, Sozialpolitik, Statistik etc. 
Aus dem 1998 geschaffenen Schweizer Fonds für technische Hilfe an die zen-
tralasiatischen Länder sind zwei Projekte finanziert worden, ein regionales und 
46. IMF, Annual Report 1999, aaO. Box 5, S. 51 . 
47. Michel Chossudovsky, Money to bail-out Speculants, in Economical and Political Weekly, Bombay, 26. Dezember 
1998. und Charles Wyplosz. « Nur Reformen verringem das Leid. » Tages-Anzeiger, Zürich. 11. Mai 1999. 
48. IMF. Executive Director for Switzerland (u.a.m.). Interim Report Oktober 1998-April 1999, Washington. 
49. IMF, Annual Report 1999, aaO. Chapter 8, The ESAF and the HIPC-Initiative, S. 83ff. 
50. Siehe Fussnote 27. 
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eines zugunsten Turkmenistans für die Verbesserung der Überwachungstätigkeit 
der Zentralbank. Weitere Projekte für Tajikistan, Kyrgistan und Azerbaijan sind 
in Vorbereitung. 
1.4.2. DIE WELTBANK (WB) 
Erneut weitete die Weltbank ihre Geschäftstätigkeit über die letztjährige 
Rekordausleihe aus. Gleichzeitig ging der institutionelle und strategische 
Umbau weiter. 
• Zur Geschäftstätigkeit 
Die Kreditzusagen der Weltbank erhöhten sich im abgelaufenen Geschäftsjahr 
(1. Juli 1998 bis 30. Juni 1999) erneut und erreichten mit 29 Milliarden Dollar 
eine neue Rekordhöhe. Die IBRD gewährt die Finanzierung von 131 Projekten 
im Ausmass von 22,2 Milliarden Dollar, die IDA 145 Projekte mit 6,8 Milliar-
den Dollar. Die Auszahlungen erreichten 24,2 Milliarden Dollar, wobei 18,2 
Milliarden auf die IBRD und 6,0 Milliarden auf die IDA entfielen51 (vgl. Tabelle 
9). Die Auszahlungen sind - verglichen mit dem Vorjahr - deutlich tiefer als 
die Zusagen. Ein Grund liegt in hohen Zusagen an Russland, deren Auszahlun-
gen dann nach der Rubelabwertung und dem einseitigen Schuldenmoratorium 
gestoppt wurden. 
Der Reingewinn erhöhte sich um 275 Millionen Dollar auf 1518 Millionen. 
T a b e l l e 9 : R e s s o u r c e n f l u s s d e r W e l t b a n k 1 9 9 6 - 1 9 9 9 i n M r d . $ 
A b s c h l u s s d e s G e s c h ä f t s j a h r e s i s t j e w e i l s d e r 3 0 . J u n i 
1 9 9 6 1 9 9 7 1 9 9 8 1 9 9 9 
W e l t b a n k 
K r e d i t z u s a g e n 1 4 . 5 1 4 . 5 2 1 . 1 2 2 . 2 
A u s z a h l u n g e n 1 3 . 4 1 4 . 0 1 9 . 2 1 8 . 2 
N e t t o a u s z a h l u n g e n - 5 . 1 1 .0 0 . 6 
A u s s t e h e n d e K r e d i t e 1 1 0 . 2 1 0 5 . 8 1 0 6 . 6 1 1 7 . 2 
I D A 
K r e d i t z u s a g e n 6 . 9 4 . 6 7 . 5 6 . 8 
A u s z a h l u n g e n 5 . 9 5 . 8 5 . 4 5 . 8 
N e t t o a u s z a h l u n g e n 5 . 2 4 . 7 4 . 8 
A u s s t e h e n d e K r e d i t e 7 8 . 4 8 3 . 7 
Q u e l l e : T h e W o r l d B a n k , A n n u a l R e p o r t 1 9 9 9 . 
Die fünf grössten Kreditnehmer waren Argentinien (3,2 Mrd. $), Indonesien (2,7 
Mrd.), China (2,1 Mrd.), Korea (2,0 Mrd.) und Russland (1,9 Mrd.). Die zehn 
grössten Kreditnehmer - dazu gehörten 1999 noch Brasilien, Thalland, Indien, 
Bangladesh und Mexiko - bezogen insgesamt 62 Prozent der Bankausleihungen. 
Regional verteilten sich die gewährten Kredite wie folgt: 9,8 Mrd. $ Ostasien; 
2,6 Mrd. $ Südasien; 7,7 Mrd. $ Lateinamerika/Karibik; 2,1 Mrd. $ Afrika; 5,3 
Mrd. $ Europa/Zentralasien ; 1,6 Mrd. $ Mittlerer Osten/Nordafrika. Ein Viertel 
der Kredite flossen in den Bereich «Menschliche Entwicklung» (Bildung, 
Gesundheit, Ernährung, Soziales). Der Finanzsektor zog 23 Prozent an. 
51 . The World Bank, Annual Report 1999, Washington 1999. 
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• Der institutionelle Umbau 
Wie weit veränderte die Finanzkrise die Weltbank ? Diese Frage stellte Matthias 
Meyer, der Schweizer Exekutivdirektor in seinem Bericht 1999 an die Gouver-
neure seiner Stimmrechtsgruppe52. Meyer sieht in der Finanzkrise einen Haupt-
grund für die Rekordausleihungen. Die Bank hat sich insbesondere im Finanz-
sektor und im Sozialsektor engagiert, um damit den Ländern zu helfen, die Fol-
gen der Finanzkrise zu bewältigen und künftige Krisen zu verhindern. 
Die Weltbank half mit, die Finanzsektoren zu stabilisieren und die negativen 
sozialen Auswirkungen mittels Sozialprogrammen abzufedern sowie die ver-
letzlichsten Teile der Bevölkerung mittels sozialen Sicherheitsnetzen künftig 
besser zu schützen. Dabei wurden auch neue Instrumente geschaffen, so z.B. 
spezielle Anpassungskredite, Garantien für neue private Kredite u.a.m. Zeit-
weise gab es Konflikte, wie weit die Weltbank in die Strategie der bei Finanz-. 
krisen rasch zur Verfügung zu stellenden Notkredite integriert werden soll. Die 
Schweiz plädiert für eine klare Rollentrennung zwischen IWF und Weltbank. 
Aufgabe der Bank sei es, sich auf strukturelle Probleme zu konzentrieren. Kurz-
fristige Liquiditätskredite zu leisten sei Aufgabe des IWF, antwortete der Bun-
desrat auf eine Einfache Anfrage von Nationalrat Vollmer53. 
Der Umbau umfasst auch die Weiterführung der Arbeiten im Rahmen des Stra-
tegie Compact. Mittels dieser Strategie sollen die Dienstleistungen der Bank 
qualitativ verbessert, effizienter und mit grösserer entwicklungspolitischer 
Effektivität erbracht werden. 
ffl JSDW 1999, S. 121, und JSDW 1998. S. 161. 
Ein Kernstück ist dabei der sog. Comprehensive Development Framework 
(CDF), ein holistischer Strategie-Ansatz, den Präsident Wolfensohn bereits an 
der Jahresversammlung im Vorjahr präsentiert hatte. CDF stellt soziale, institu-
tionelle und strukturelle Aspekte gleichgewichtig neben makroökonomische. Es 
soll dazu dienen, die Selbstverantwortung des betroffenen Landes zu erhöhen, 
wobei Regierung, Zivilgesellschaft und privater Sektor eingeschlossen sein sol-
len. Schliesslich ist es ein Instrument der Koordination zwischen den Akteuren 
des Landes und den verschiedenen Gebern. Die Weltbank betrachtet CDF als 
einen Prozess, der nicht in allen Ländern auf die gleiche Weise ablaufen muss. 
Das Ursprungsdokument sowie zahlreiche weitere CDF-Dokumente sind auf 
der Website der Weltbank verfügbar54. Derzeit laufen Pilotphasen in Äthiopien, 
Bolivien, der Dominikanischen Republik, Elfenbeinküste, in Eritrea, Ghana, 
Kyrgistan, Marokko, Rumänien, Uganda, Vietnam und in der Westbank/Gaza. 
Die Schweiz äusserte sich vorsichtig kritisch. Das Konzept sei allgemein gehal-
ten, bringe nicht eigentlich Neues. Gemäss Schweizer Exekutivdirektor will 
damit der Weltbank-Präsident die Rolle der Weltbank von jener des IWF unter-
scheiden und die Bank näher zur UNO, deren Unterorganisationen sowie den 
bilateralen Gebern rücken. Er begrüsst CDF als eine günstige Gelegenheit, 
deren konkrete Umsetzung bedeutsam sei55. 
52. Report to the Governors for the Annual Meeting 1999 of the Executive Director for Azerbaijan, Kyrgyz Republik, 
Polan, Switzerland, Tajikistan, Turkmenistan, Uzbekistan. Washington 1999. 
53. Nationalrat. Einfache Anfrage Vollmer: Weltbank-Kurswechsel. Rolle der Schweiz (98.1170 vom 9. Oktober 1998) 
und Antwort des Bundesrates vom 25. November 1998. 
54. The World Bank, Comprehensive Development Framework, Washington 1999, und weitere Dokumente. http:www. 
worldbank.org/cdf/ 
55. The World Bank, Report to the Governors. aaO. S. 5ff. 
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Rascher und flexibler auf die Bedurfnisse der Kunden einzutreten, bedeutete für 
die Weltbank im abgelaufenen Jahr auch, zeitgerecht auf besondere Ereignisse 
einzutreten, so z.B. Not- und Wiederaufbauhilfe zu finanzieren in Katastrophen 
wie Hurrican Mitch in Zentralamerika, der Flutkatastrophe in Bangladesh, dem 
Erdbeben in der Türkei oder dem Wiederaufbau in Kosovo. Die Weltbank 
bewegte sich dabei auch in nichttraditionellen Gebieten wie Förderung des 
sozialen Kapitals, des kulturellen Erbes, Bedurfnisse kleiner Staaten, Staaten 
am Ende von Konflikten (speziell Kosovo), Justizreform, «Corporate Gover-
nance » (zusammen mit der OECD) und weiteres mehr. 
Auch mit internationalen Handelsfragen beschäftigte sich die Weltbank. Der 
Exekutivrat diskutierte über ein bislang unveröffentlichtes Papier über die 
Unterstützung der Entwicklungsländer in internationalen Handelsfragen durch 
die Weltbank. Die Weltbank veranstaltete im September 1999 in Genf gemein-
sam mit der WTO ein entsprechendes Seminar. Der Weltbank-Chefökonom äus-
serte sich dabei pointiert für faire und umfassende Verhandlungen, in denen die 
Interessen der Entwicklungsländer miteinbezogen werden sollen. Schliesslich 
richtete die Weltbank eine eigene Homepage zu Fragen des internationalen Han-
dels und der Entwicklung ein56. 
Diese Vielfalt führte dazu, dass sich verschiedene Verantwortliche der Schweizer 
Politik bei unterschiedlichen Gelegenheiten mündlich skeptisch zur dieser überla-
denen Agenda äusserten und präzisere Prioritäten als wünschbar bezeichneten57. 
Präsident James D. Wolfensohn wurde für eine weitere fünfjährige Amtsdauer 
mit Beginn am 1. Juni 2000 wiedergewählt. Nach dem Abgang verschieden-
ster Führungskräfte ernannte Wolfensohn mit der Südafrikanerin Mamphela 
Ramphele erstmals eine schwarze Frau als Managing Director. Sie wird für den 
Bereich Soziale Entwicklung zuständig sein. 
• Die Wirksamkeit der Hilfe 
Die Weltbank hat sich selber zur Aufgabe gemacht, die Wirksamkeit der Ent-
wicklungszusammenarbeit (Effektivität) zu steigern. In erster Linie will sie das 
mit der qualitativen Verbesserung der operationellen Arbeit erreichen. Das ist 
hauptsächlich die Aufgabe der erst kürzlich geschaffenen Quality Assurance 
Group (QAG). Sie nimmt Qualitätsprüfungen an neuen und laufenden Projekten 
vor und fasst ihre Ergebnisse jeweilen im Annual Report on Portfolio Perfor-
mance zusammen. Das direkt dem Präsidenten unterstellte Operations Evaluati-
ons Department (OED) ist für Evaluationen zuständig. OED präsentiert seine 
Evaluationsergebnisse im Annual Report on Operations Evaluation. Beide 
Berichte zeigen weitere Qualitätsverbesserung der Bankarbeit an, wenn auch 
die Fortschritte langsamer werden und die ambitiösen Ziele des Stategic Com-
pact nicht ganz erreicht werden, wie Exekutivdirektor Meyer in seinem bereits 
zitierten Report schreibt58. 
OED evaluiert aber auch weitere Bereiche. So stellt OED fest, dass die Projekt-
qualitat stark von der Qualität der Country Assistance Strategy (CAS) abhänge. 
56. The World Bank, http://www.worldbank.org/wbiep/trade/ 
57. Siehe auch: Meyer Matthias, Die Weltbank: immer grösser und stärker? In: Die Volkswirtscha.fi - Magazin für 
Wirtschafts-Politik, Nr. 5/99, Bern 1999. 
58. Siehe Fussnote 57. 
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CAS und Sektorstrategiepapiere müssten weiter verbessert werden. In seiner 
1998 Annual Review of Development Effectiveness59 macht OED sich für eine 
umfassende und auf Partnerschaft beruhende Strategie stark. Eine der Lehren 
aus der Finanzkrise ist die Notwendigkeit, weit mehr Aufmerksamkeit auf 
soziale Sicherheitsnetze und Sozialpolitik zu setzen. OED untersuchte zudem 
die Auswirkungen von Nicht-Regierungsorganisationen in Weltbank-finanzier-
ten Projekten60. 
Frucht einer wissenschaftlichen Auseinandersetzung ist schliesslich die Publika-
tion Assessing Aid61. Der Bericht stellt fest, dass die Hilfe dort am meisten 
bewirkt, wo die Voraussetzungen stimmen. Das ist allerdings nicht nur eine gute 
Makroökonomie, sondern nötig sind auch gute Institutionen und eine klare 
Armutsstrategie. Die Hilfe müsse deshalb zu guten Institutionen und zu guter 
Politik beitragen. Sie solle sich vorwiegend auf jene Länder konzentrieren, die 
diese Politik erfolgreich verfolgen. Dann könne auch mehr Budgethilfe als Pro-
jekthilfe gewährt werden. Die beratende Kommission des Bundesrates für Ent-
wicklung und Zusammenarbeit (Ratti-Kommission) und die DEZA beschäftig-
ten sich intensiv und im Beisein von entsprechenden Fachleuten an internen 
Seminarien mit diesem Thema. 
Qualität und Effektivität der Weltbankarbeit ist ein Schwergewicht der Schweiz. 
Der Schweizer Exekutivdirektor ist denn auch Mitglied des CODE, dem Dis-
kussionskomitee des Exekutivrates für Evaluation. 
Beim Inspection Panel legte eine Arbeitsgruppe von Exekutivdirektoren unter 
Schweizer Vorsitz Vorschläge für ein effizienteres Funktionieren vor, die vor der 
Verabschiedung im Exekutivrat breit mit NRO diskutiert wurden, u.a. mit einem 
Konsultationsverfahren auf dem Internet. Die Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke 
und die Erklärung von Bern haben sich daran beteiligt. Neu ist nun, dass der Exe-
kutivrat erst inhaltlich über eine eingegangene Beschwerde diskutiert, wenn das 
Panel seine Untersuchung abgeschlossen hat62. Neues Mitglied des dreiköpfigen 
Panels ist mit der Holländerin Maartje Van Putten erstmals eine Frau. 
• Armutsbekämpfung : Hauptaufgabe der Weltbank 
Armutsbekämpfung ist die Hauptaufgabe der Bank. Das schreibt sie mittler-
weile sogar prominent auf der Grundseite ihrer Homepage (« Our Dream is a 
World Free of Poverty»). Der Schweizer Exekutivdirektor anerkennt die Fort-
schritte der Weltbank. Beispielsweise sei die Armutsreduktion besser in den 
CAS verankert und Instrumente für die Analyse der Armut seien verfeinert63. 
Fortschritte bedürfe es jedoch noch, um die sozialen Dimensionen der Armut 
besser zu erfassen sowie in der Definition von Strategien, die Ungleichheiten 
reduzieren und Wachstum zugunsten der Armen fördere (Pro-Poor-Growth). Die 
Bank sei noch nicht fähig, genügend zu verdeutlichen, wie sie mit ihren Akti-
vitäten Armut reduziere. 
59. The World Bank, OED, 1998 Annual Review of Development Effectiveness. Washington 1998. (vgl. auch 
www.worldbank.org/html/oed). 
60. The World Bank/OED, Nongovernmental Organizations in World Bank Supported Projects. Washington 1999. 
Daneben gibt es noch den vom Social Development herausgegebene NGO Progess Report (FY 98), Washington, 
Mai 1999. 
6 1 . The World Bank, Assessing Aid. What Works, What Doesn't , and Why. A World Bank Policy Research Report. 
Published for The World Bank by Oxford University Press. Wshington/New York 1998. 
62. Vgl. Website: http://www.worldbank.org/html/ins-panel. 
63. The World Bank, Report ot the Governors, aaO. S. 43 . 
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Detalllierte Übersicht gibt der Progress Report on Poverty Reduction 1998 
sowie eine spezielle Homepage64. Neben stärkerer Verankerung in den CAS 
sowie Armutsstudien (Poverty Assessments) leistet die Bank weit mehr als 
früher sogenannte Anpassungskredite mit gezielten Armutsteilen. Dabei legt die 
Weltbank grossen Wert auf den Einbezug der Betroffenen selber65. 
Derzeit arbeitet die Bank an der Vorbereitung des nächsten World Development 
Report 2000/1 zum Thema Armut und Entwicklung und unternimmt dabei zahl-
reiche Konsultationen mit breiten Kreisen. Ab Frühling 2000 soll sogar ein Ent-
wurf auf der Homepage zur Vernehmlassung veröffentlicht werden. 
Eine wichtige Rolle in der Armutsbekämpfung spielt die IDA. Mit der 12. Wie-
derauffüllung stehen der Weltbank-Tochter ab 1. Juli 1999 für drei Jahre 20,5 
Milliarden Dollar für die ärmsten Länder zur Verfugung. Die Mittel sollen vor 
allem in den sozialen Sektor fliessen, Good Governance und breit abgestütztes 
Wachstum zugunsten der Armen fördern sowie die Umwelt schützen. Die Ver-
gabe der Mittel soll eng an Fortschritte bei der Armutsbekämpfung geknüpft 
werden (Performance-based allocation). Die Schweiz wird sich dabei mit dem 
bisherigen Anteil von 2,43 Prozent (420 Mio. Fr.) beteiligen. 
£Q JSDW 1999, 121/122, und JSDW 1998, S. 163. 
Eine besondere Bedeutung in der Armutsbekämpfung erhalten Gender-Aspekte. 
Einerseits sollen diese ebenfalls besser in die CAS einbezogen werden. Ander-
seits will die Bank über bisherige Unterstützung von Frauen in den relevanten 
Sektoren Bildung, Gesundheit, Landwirtschaft, Ernährung etc. hinaus den Gen-
der-Ansatz in ihrer gesamten Tätigkeit besser verankern, unter anderem auch 
mit vertiefter Partnerschaft mit dem zivilen Sektor66. 
Auch die Schweiz setzte hier ein Schwergewicht. Die DEZA finanziert Studien. 
DEZA und seco luden im Oktober 1999 zu einem Armutsseminar in Bern ein67. 
Die Schweiz übernimmt neu auch den Vorsitz des Exekutivkomitees der Kon-
sultativgruppe zur Unterstützung der Ärmsten (CGAP)68. 
• Die Weltbank und die Rolle des Staates 
Im Weltentwicklungsbericht 1997 hatte die Weltbank eine neue Rolle für den 
Staat propagiert. Seither verstärkte sie ihre Bemühungen um eine Stärkung 
wichtiger öffentlicher Institutionen. Unter dem Begriff Good Governance 
werden eine Reihe von Aktivitäten zusammengefasst, die zu stärken und verant-
wortungsvollen öffentlichen Institutionen führen sollen. Öffentliche Dienst-
leistungen sollen effizient erbracht werden, das Justizwesen unabhängig von der 
64. The World Bank, FY98 Progress Report on Poverty Reduction, Washington 1999 und http ://www.worldbank. 
org/poverty. Vgl. auch Annual Report 1999, S. 96ff. 
65. Robb, Caroline M., Can the Poor Influence Policy? Participatory Poverty Assessments in the Developing World. 
Directions in Development. The World Bank, Washington 1999. 
66. Moser, Caroline O.N. ; Tornqvist, Annika ; van Bronkhorst, Bernice, Mainstreaming Gender and Development in the 
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Politik und das ökonomische Management transparent sein. Korruption soll 
bekämpft werden, auch innerhalb der Bank. Die Bank richtete eine Hotline ein, 
wo Bestechungsversuche und Korruption gemeldet werden können. Die Welt-
bank plant, neu sog. Public Expenditure Reform Loans einzuführen. 
Im neuesten Weltentwicklungsbericht wird darauf hingewiesen, welchen neuen 
Anforderungen die Entwicklungs- und Transitionsländer angesichts der Globali-
sierung gegenübergestellt sind. Regierungen haben beim Eintritt in das 21. Jahr-
hundert gleichzeitig Probleme in den Bereichen Handel, Finanzen, Umwelt, 
usw. zu lösen. Internationale Organisationen engen ihre Autonomie ein. Gleich-
zeitig ist ein Trend zur « Lokalisation » und Dezentralisation mächtig. Pragmati-
sche Lösungen sind gefragt69. 
• Förderung des privaten Sektors 
Angesichts der zunehmenden Bedeutung des privaten Sektors in zahlreichen 
Ländern versucht die Weltbankgruppe, ihre diversen Akteure hinter eine 
gemeinsame Strategie zu verpflichten. Neben der International Finance Corpo-
ration (IFC), die Beteiligungen hält und Kredite an den privaten Sektor 
gewährt, und der Multilateral Investment Garantee Agency (MIGA), die Garan-
tien gewährt, betätigen sich auch IBRD- und IDA-Gremien im privaten Sektor. 
Von den im abgelaufenen Geschäftsjahr gewährten 29 Milliarden Dollar an Kre-
ditzusagen von IBRD und IDA haben nach Bankangaben 12,8 Milliarden ein 
Potential für den privaten Sektor. 
Nicht erstaunlich ist, dass der Finanzsektor als Folge der Finanzkrise wichtig-
ster Zweig ist. Die Bank arbeitet mit IWF und BIZ zusammen in Bankenüber-
wachung, Bankenrestrukturierung, Insolvenzregimes, Entwicklung von Finanz-
systemen usw. Zusammen mit der OECD hat sie ein Regelwerk für « Corporate 
Governance » entworfen, leistet technische Hilfe für eine Schuldenpolitik usw. 
Die bislang stark gepflegte Finanzierung von Infrastrukturprojekten geht mehr 
und mehr an die IFC über, während die Bank mehr beratend wirkt, Garantien 
leistet und Reformen der Regulierungssysteme in einzelnen Länder finanziell 
unterstützt70. Weil es mehrere Länder mit mittlerem Einkommen infolge der 
Finanzkrise schwieriger hatten, an die privaten Kapitalmärkte zu gelangen, 
schaffte die Bank neue Garantie- und Sicherungsinstrumente. Künftig sollen 
Länder mit guter Wirtschafts- und Sozialpolitik Kreditgarantien erhalten, wenn 
deren Privatsektor im Ausland Kredite aufnimmt. 
IFC- und MIGA-Strategien sollen in die CAS integriert werden. Der Schweizer 
Exekutivdirektor vermerkt, dass trotz zahlreicher Anstrengungen bislang relativ 
wenig Fortschritt gemacht worden sei im Bündeln der verschiedenen Kräfte. 
Über Modalitäten und Ausmass der Integration von Bank- und IFC-Einheiten 
sei noch nicht entschieden71. 
Selbstkritisch zeigt sich die IFC hinsichtlich der Privatisierung in Transitions-
ländern. Sie sei überhastet und konzeptionslos. In einem institutionellen 
Vakuum habe die Privatisierung zur Stagnation und Dekapitalisierung geführt. 
69. The World Bank, Entering the 21st Century. World Development Report 1999/2000. Washington 1999. 
70. The World Bank, Annual Report 1999, S. 123ff. 
71 . The World Bank, Report to the Govemors, aaO. S. 27. 
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Eine Verlangsamung und eine sorgfältigere staatliche Flankierung seien nötig72. 
Bemerkenswert noch, dass die Weltbank die Förderung der kleinen und mittle-
ren Unternehmen als einen sehr wichtigen Teil ihres Privatsektorprogramms 
bezeichnet. 
Die IFC investierte im verflossenen Geschäftsjahr in 255 Projekten insgesamt 
3,5 Milliarden Dollar in Form von Form von Beteiligungen oder Krediten und 
löste damit Investitionen im Ausmass von 5,3 Milliarden Dollar aus7 3. Im Vor-
jahr waren es 226 Projekte mit 5,1 Milliarden Dollar gewesen. Da sich während 
der Finanzkrise private Kreditgeber mehr und mehr aus den aufstrebenden 
Märkten zurückzogen, stieg der Bedarf an IFC-Leistungen an. Gleichzeitig stie-
gen die Risiken für die IFC. Es zeichnet sich ab, dass die IFC ihre Kapitalbasis 
verbreitern muss. 
Die MIGA leistete erstmals in ihrer Geschichte Garantien von über einer Milli-
arde Dollar, nämlich 1,3 Milliarden (gegenüber 831 Mio. im Vorjahr und 614 
Mio. im Jahre 1997)74. Sie schloss 72 Garantieabkommen in 29 Ländern. Im 
abgelaufenen Geschaftsjahr hat die MIGA ihr Kapital auf zwei Milliarden 
Dollar verdoppelt. In einem neuen Strategiepapier versprach die MIGA, ihren 
Entwicklungseffekt (Development Impact) zu verstärken und sich partnerschaft-
licher auszurichten75. 
1.4.3. DIE JAHRESTAGUNG VON IWF UND WELTBANK 
Sowohl an der Frühjahrestagung von IWF und Weltbank Ende April 1999 als 
auch an der Jahrestagung Ende September 1999, beide in Washington abgehal-
ten, dominierten die HIPC-Initiative einerseits und die Finanzkrise und die Stär-
kung der internationalen Finanzordnung anderseits die Traktanden und die 
Gespräche. 
Erstmals trafen sich die Stellvertreter der Gouverneure zur Vorbereitung der Sit-
zungen des Interims- und des Entwicklungsausschusses. Im September hielten 
erstmals beide Ausschüsse auch eine gemeinsame Sitzung ab. Die Schweiz tritt 
für eine Stärkung der Rolle des Interimsausschusses ein, wo sie Mitglied ist, da 
sie in neugeschaffenen Gremien wie z.B. dem Financial Stability Forum oder 
der G-X Group und der G-22 nicht angehört76. Dem Interimskomitee wurde ein 
permanenter Status verliehen, und es heisst neu nun International Monetary and 
Financial Committee of the Board of Governors77. Chairman ist der britische 
Schatzkanzler Gordon Brown. 
Die Behandlung der Post-Conflict-Countries und insbesondere auch die Unter-
stützung für Kosovo, Richtlinien für eine gute Sozialpolitik und die Festigung 
der Zusammenarbeit zwischen der Weltbank und den regionalen Entwicklungs-
banken waren weitere Themen an der Frühjahrestagung. 
72. Nellis, John, Time to Rethink Privatization in Transition Economies? IFC Discussion Paper Nr. 38, The World 
Bank, Washington 1999. 
73. IFC, Annual Report 1999. Washington 1999 (http ://www.ifc.org/ar99). 
74. MIGA, Annual Report 1999. The World Bank, Washington 1999. 
75. MIGA's Guiding Principles: Strategie Focus Paper, 19. April 1999. The World Bank, Washington 1999. 
76. Für eine Übersicht über die verschiedenen Komitees und Gruppen siehe IMF, A Brief Guide to Committees and 
Groups, IMF, September 1999 (http://www.imf.org/external/np/exr/facts/groups/htm). Das Financial Stability 
Forum publiziert seine Verlautbarungen über die BIZ (http://www.bis/org/press/). 
77. IMF, Press Release Nr. 99/47, IMF Board of Governors Approves Transformation of Interim Committee, 
Washington, 30. September 1999. 
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Weltbankpräsident Wolfensohn forderte in seiner Rede nicht nur den Aufbau 
einer neuen Finanzarchitektur, sondern auch eine Neue Internationale Entwick-
lungs-Architektur78. 
An der Jahrestagung im September überprüfte der Entwicklungsausschuss unter 
anderem auch die Finanzlage der Weltbank. Zwar sei sie gesund, aber so knapp, 
dass möglicherweise nicht mehr alle Bedurfnisse gedeckt werden konnten. Exe-
kutivrat und Management müssen weitere Abklärungen vornehmen, ob eine 
Kapitalerhöhung angezeigt wäre. Die Schweiz vertrat eine vorsichtig abwar-
tende Haltung. Die Bank solle zuerst ihre Rolle in künftigen Krisen klären. 
Der Entwicklungsausschuss äusserte sich im Vorfeld der WTO-Ministerrunde in 
Seattle auch zu den immer enger werdenden Beziehungen zwischen Handel und 
Entwicklung. Entwicklungsländer brauchen einen bessern Marktzugang. IWF 
und Weltbank organisierten am Rande der Jahrestagung Diskussionen über die 
Erleichterung privater Kapitalströme in Entwicklungsländern, den Risiken der 
hohen Volatilität und der Verantwortung des privaten Sektors (Global Corporate 
Governance). NRO führten harte Auseinandersetzungen mit der Weltbank um 
die Finanzierung des Tschad-Kamerun-Pipeline-Projektes™. 
In der G-10 wurde Bundesrat Villiger turnusgemäss zum Präsidenten gewählt. 
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